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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wir haben Grund zur Zuversicht, 
wenn wir unsere Kraft nutzen 
Diese Sitzung des Bundesparteiaus- 
schusses findet zu einer Zeit statt, von 
der die politische Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland für die 
nächsten Jahre ganz wesentlich 
bestimmt wird. Wir stehen jetzt in den 
gut zwei Jahren bis zur nächsten Bun- 
destagswahl vor wichtigsten innen- und 
außenpolitischen Entscheidungen. 

Es ist unsere Pflicht, jetzt den Bürgern in 
unserem Land, aber auch all denen, die 
die Bundesrepublik Deutschland von 
außen beobachten, deutlich zu machen, 
daß wir die Fähigkeit und den Willen 
haben, die anstehenden Probleme zu 
lösen — auch wenn es sich dabei um 
ungewöhnlich schwierige Probleme han- 
delt, bei denen wir den Menschen nicht 
nach dem Mund reden können, sondern 
ungeachtet der jeweiligen Stimmungslage 
aus unserer eigenen Überzeugung heraus 
das Richtige tun müssen. 
Wir können dies nur tun, wenn wir als die 
entscheidende Kraft in der Regierungs- 
koalition in Bonn unser Handeln an 
unseren Grundsätzen orientieren und 
ihnen treu bleiben. Es kommt uns als 
CDU eine besondere Verantwortung zu: 
Wir haben nicht nur das Recht, sondern 
auch die Pflicht, als die stärkste politi- 
sche Kraft entsprechend zu handeln. 
In allen westlichen Demokratien — ich 
konnte das gerade am vorvergangenen 
Wochenende in den USA feststellen, und 
jeder kann es in Europa erkennen — sind 
für die klassischen Volksparteien schwie- 
rige Zeiten angebrochen. Populistische 
Protestbewegungen sind überall spürbar. 

Es gibt eine Verunsicherung, die zwar 
viele Gründe hat, die sich aber vor allem 
gegen die großen Volksparteien wendet. 
Es gibt ein politisches Großklima, das 
von einem allgemeinen Unbehagen 
gekennzeichnet ist, das aber zum Teil von 
interessierter Seite auch bewußt herbeigc 
redet wird. 

Die Gründe sind mannigfaltig, aber 
einer der wichtigsten Gründe ist in 
meinen Augen, daß sich viele Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger ange- 
sichts der dramatischen Verände- 
rungen in der Welt überfordert füh- 
len. 

Es ist wahr: Wir haben immer die deut- 
sche Einheit gefordert. Es ist wahr: Wir 

Rede des Parteivorsitzenden, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, 
auf der Sitzung des Bundes- 
ausschusses der CDU 
am 15. Juni 1992 in Bonn 

haben immer gefordert, die Mauer müsse 
weg. Es ist wahr: Wir haben immer dar- 
auf gehofft, daß der Kommunismus 
zusammenbricht. Aber jetzt, da dies alles 
wirklich eingetreten ist, fragen sich viele 
beinahe ängstlich: Mußte das alles so 
schnell gehen? 

Die dramatischen Veränderungen in der 
Sowjetunion, die Bilder von den blutigen 
Auseinandersetzungen in Jugoslawien, 
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HELMUT KOHL: Wir haben eine große Chance, aus 40 Jahren deutscher 
Geschichte für die Zukunft zu lernen, und meine Bitte an uns alle ist, daß wir 
unsere Aufgabe im Miteinander für das gemeinsame deutsche Vaterland sehen. 

die Probleme bei der Herstellung der 
'nneren Einheit Deutschlands, die Wan- 
derungsbewegungen von Ost nach West, 
von Süd nach Nord — das alles stürmt 
täglich auf die Menschen ein und stört 
Manchen in seinem behaglichen Wohl- 
stand. Gleichzeitig — das ist ein bitterer 
Preis für die zunehmende Säkularisierung 
lr» unserer Gesellschaft — nehmen die 
'ukunftsängste zu, und die handelnden 
Politiker werden mit kritischen Fragen 
ü°erhäuft, denen andere, beispielsweise 
Manche in den Kirchen, ausweichen und 
Jür die die Politik gar nicht zuständig sein 
kann. 
Wenn wir nicht immer sofort eine kon- 
nte Antwort geben können, sollten wir 

das auch ehrlich zugeben. Wir müssen 
auf die Menschen zugehen. Das heißt kei- 
neswegs, daß wir jeder momentanen 
Stimmung nachgeben sollen. Im Gegen- 
teil: Spätestens seit den Wahlverlusten in 
Baden-Württemberg, in Schleswig-Hol- 
stein und Berlin heißt das Gebot der 
Stunde, daß wir als Union klaren Kurs 
halten, auch wenn andere opportuni- 
stisch schwanken. 
Deswegen ist es wichtig, daß wir wie 
geplant bis zur Sommerpause — Wolf- 
gang Schäuble wird im Detail berichten, 
was gegenwärtig in der Fraktion erarbei- 
tet wird — gemeinsam mit der Partei und 
ihren Gremien die notwendigen Entschei- 
dungen treffen. 
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Diese Entscheidungen werden vor 
allem auch von der Erkenntnis 
beeinflußt, daß wir nicht einfach so 
weitermachen können wie bisher. 

Wir können nicht von der Erwartung aus- 
gehen, nach dem Erreichen der staatli- 
chen Einheit Deutschlands und nach dem 
Zusammenbruch des Weltkommunismus 
gehe alles so weiter wie bisher. Es han- 
delt sich um eine säkulare Veränderung 
der Welt, und wir müssen dem Rechnung 
tragen. Wir müssen dabei allerdings auch 
ehrlich zugeben, daß vieles von dem, was 
sich jetzt als schwieriges Problem heraus- 
stellt, überhaupt nichts mit den neuen 
Bundesländern zu tun hat, sondern daß 
es im Laufe der Jahre in der alten Bun- 
desrepublik zum Problem geworden ist. 
Und diese Probleme hätten wir auch 
lösen müssen, wenn es die Wiedervereini- 
gung nicht gegeben hätte. Wenn ich bei- 
spielsweise die Konsequenzen aus der 
äußerst ungünstigen demographischen 
Entwicklung in unserem Land — nied- 
rige Geburtenrate und Tendenz zur Über- 
alterung — betrachte, wenn ich die 
Wochen- und Lebensarbeitszeit in 
Deutschland mit der bei unseren Haupt- 
konkurrenten auf den Weltmärkten ver- 
gleiche, dann sind das Beispiele für die 
Notwendigkeit, jetzt verantwortlich zu 
handeln. 

Ich sage aber auch ganz klar: Bei 
all diesen Schwierigkeiten gibt es in 
meinen Augen keine Koalitionsal- 
ternative. Wer also gelegentlich in 
den letzten Monaten — weniger bei 
uns als im interessierten anderen 
Lager — über eine Große Koalition 
nachgedacht hat, der muß wissen, 
daß eine Große Koalition über- 
haupt keine besseren Lösungen 
anzubieten hätte, sondern daß nach 
aller Lebenserfahrung dort die Pro- 
bleme eher verschleppt würden. 

Liebe Freunde, wir stehen vor einer gro- 
ßen Herausforderung — nicht zuletzt, 
vielleicht sogar vor allem angesichts des 
Zusammenbruchs des Sozialismus und 
des Kommunismus. Die Orientierungslo- 
sigkeit weiter Teile des linken politischen 
Spektrums bei uns in der Bundesrepublik 
Deutschland ist inzwischen deutlich 
erkennbar. 
Dies gilt auch besonders für einen Teil 
des sogenannten intellektuellen Lagers, 
das ja eigentlich jetzt seine große Stunde 
sehen müßte, aber zu einem großen Teil 
damit beschäftigt ist, frühere Bekennt- 
nisse aus der Welt zu schaffen, weil es zu 
blamabel ist, zugeben zu müssen, wie ent- 
scheidend man sich über den Lauf der 
Geschichte getäuscht hat. 

Wir können unsere Chance jetzt nur 

nutzen, wenn wir in einer Geschlos- 
senheit, die aus der gemeinsamen 
Erarbeitung von Lösungsvorschlä- 
gen erwächst, die Probleme ange- 
hen. Und wir können diese Chance 
nur nutzen — ich sage dies mit 
äußerstem Nachdruck — , wenn wir 
bei allen, auch den tagespolitischen 
Herausforderungen von den ethi- 
schen Grundlagen unserer Politik 
ausgehen, wenn wir ohne Anpassung 
an den Zeitgeist — möglicherweise 
auch gegen ihn — Position bezie- 
hen. 

Wir haben in der vor uns liegenden Zeit 
vor allem die wichtige Aufgabe, nicht nuf 

unseren materiellen, sondern auch unse- 
ren menschlichen Beitrag zur inneren 
Einheit Deutschlands zu leisten. Ich 
glaube, wir sind dazu mehr berufen als 
alle anderen, weil wir als Christlich 
Demokratische Union Deutschlands stets 
für die Einheit Deutschlands eingetreten 
sind. Wir müssen nicht frühere Parteitags' 
beschlüsse vergessen machen, wir müssen 
keine Reden umschreiben, wir waren 
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minier für die deutsche Einheit, und wir 
empfinden sie als ein Geschenk an uns 
deutsche, als ein Glück für unsere heuti- 
gen und künftigen Generationen, als 
Chance und als Grund zur Hoffnung und 
2ur Freude, und wir widersprechen mit 
Nachdruck all jenen in Deutschland, die 
dieses großartige Ereignis unserer 
Geschichte mies machen wollen. 
Natürlich wissen wir um die ungeheuren 
Schwierigkeiten und Probleme, die die 
deutsche Einheit jetzt mit sich bringt. 
Und weil es selbst in unserem Kreis häu- 
fig vergessen wird, will ich auch hier den 
Faktor Zeit erwähnen. Man muß sich klar 
dachen, daß wir vor gerade 24 Monaten 
noch über die Einführung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in Deutsch- 
end diskutiert haben. 
Und man darf doch daran erinnern, daß 
e»n beachtlicher Teil derjenigen, die 
heute die Krise beschwören, uns auch 
damals vorausgesagt haben, daß unsere 
Entscheidung falsch sei, daß man abwar- 
ten müsse, daß man viel vorsichtiger ans 
Werk gehen müsse. 

Wir wären heute in einer viel 
schwierigeren Situation, wenn wir 
damals diese Entscheidung nicht 
getroffen hätten. 

teh will auch im Interesse unserer 
freunde, die in den neuen Ländern Ver- 
antwortung tragen, hier noch einmal 
^aran erinnern, daß es ja gerade 20 
Monate her ist, seit in den neuen Bundes- 
andern neue Verwaltungen eingerichtet 
^nrden und man mit der Arbeit beginnen 
I °nnte. Diejenigen, die in Westdeutsch- 
and an diesem oder jenem Kritik üben, 
föchte ich einfach daran erinnern, wie 
a.nge wir nach 1945 gebraucht haben, bis 
le Dinge einigermaßen ins Laufen 

^kommen sind. 
cn habe große Bewunderung für viele in 
eri neuen Bundesländern, die noch vor 

zwei Jahren nicht ahnten, daß sie jetzt in 
einer solchen Verantwortung stehen wür- 
den und die in einer beeindruckenden 
Weise ihre Pflicht tun. 

Wenn wir dies alles sorgfältig bedenken, 
dann wird auch das nicht eintreten, was 
gelegentlich befürchtet wird, daß nämlich 
nach dem Abriß von Mauer und Stachel- 
draht eine Mauer in den Herzen der 
Deutschen entstehen könnte. Liebe 
Freunde, wenn wir dies zuließen, dann 
würden wir das Geschenk der Geschichte 
an die Deutschen — die deutsche Einheit 
— verspielen. 

Leider mußten wir erkennen, daß diese 
Trennung von über 40 Jahren noch tiefer- 
gehend war, als viele von uns geglaubt 
hatten. Natürlich tun sich fast täglich 
neue Probleme auf, mit denen in dieser 
Form einfach nicht zu rechnen war. 

Aber wenn eine Partei wie die CDU 
Solidarität immer als eine Grund- 
lage ihrer Programmatik betrachtet 
hat, dann ist jetzt die Stunde 
gekommen, diese Solidarität nicht 
nur auf Transparenten zu prokla- 
mieren, sondern schlicht und ein- 
fach zu leben. 

Dann heißt das — vor allem für diejeni- 
gen, die wie ich aus dem Westen unseres 
Landes kommen und das Glück hatten, 
seit Jahrzehnten in Frieden und Freiheit 
leben zu können — , zurückhaltend zu 
sein mit diesem oder jenem Urteil und 
Verständnis füreinander zu entwickeln. 

Man muß sich beispielsweise einmal klar 
machen, was es heißt, wenn die Bundes- 
tagskollegen aus den neuen Ländern, 
wenn die Kollegen aus den Landtagsfrak- 
tionen der neuen Länder, wenn die Mit- 
glieder der Landesregierungen heute von 
hier nach Hause gehen und dort wieder 
mit der Tatsache konfrontiert werden, 
daß vierzig, fünfzig oder gar sechzig Pro- 
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zent der arbeitsfähigen Bevölkerung in 
dieser schwierigen Übergangszeit arbeits- 
los sind. 
Um einmal klarzumachen, was das heißt, 
will ich gar nicht so weit zurückgehen 
und schildern, wie das unmittelbar nach 
dem Krieg hier im Westen aussah, son- 
dern ich will nur einmal an den gewalti- 
gen Theaterdonner erinnern, als es in 
Duisburg-Rheinhausen vor wenigen Jah- 
ren darum ging, daß Arbeitnehmer ihren 
Arbeitsplatz wechseln sollten, um in der 
„gewaltigen Distanz" von neun Kilome- 
tern auf der anderen Rheinseite einen 
neuen sicheren Arbeitsplatz zu bekom- 
men. 

Wir haben in diesen Jahrzehnten des 
Wohlstands, den wir ja wesentlich mit 
erarbeitet haben und den wir auch beja- 
hen, offenbar schon ein wenig den Blick 
für die Verhältnismäßigkeit der Mittel 
verloren. Doch darauf kommt es mir an, 
wenn wir über die Lage in den neuen 
Ländern sprechen. Es darf keine Stim- 
mung aufkommen: „Ost gegen West." Ich 
sage auch zu den Freunden in den neuen 
Ländern: Wer etwa aus Profilierungs- 
gründen mit dem Gedanken spielt, die 
Ostdeutschen — wie jetzt gesagt wird — 
in eigenen Gruppierungen zusammenzu- 
fügen, der muß wissen, daß er damit 
überhaupt nichts erreicht. 

Was wir brauchen, ist eine gesamtdeut- 
sche Solidarität. Liebe Freunde, es han- 
delt sich auch nicht um ein Zusammen- 
kommen von reichen Verwandten mit 
den armen Verwandten, die jetzt glückli- 
cherweise miteinander sprechen können, 
sondern wir wissen sehr genau, daß wir 
einander nicht nur brauchen, sondern 
einander auch viel geben können — die 
aus Weimar, aus Leipzig, aus Branden- 
burg oder aus Rostock genauso wie die 
aus Bonn, aus Frankfurt, aus Hamburg 
oder aus München. Dies ist keine Ein- 
bahnstraße des Gebens und Nehmens. 

Wir haben eine große Chance, aus 
40 Jahren deutscher Geschichte für 
die Zukunft zu lernen, und meine 
Bitte an uns alle ist, daß wir unsere 
Aufgabe im Miteinander für das 
gemeinsame deutsche Vaterland 
sehen. Das heißt auch, um das 
gleich zu sagen: klare Priorität für 
die neuen Bundesländer im Bundes- 
haushalt. 

Wir haben dazu in diesen Wochen wich- 
tige Entscheidungen zu treffen. Anfang 
Juli werden wir im Parteivorstand, in der 
Bundestagsfraktion, in der Koalition und 
in der Bundesregierung für den Bundes- 
haushalt 1993 die notwendigen 
Beschlüsse treffen. Von ihnen müssen vor 
allem Signale der Solidität ausgehen. 
Denn bei all den verständlichen Forde- 
rungen, die ich jeden Tag höre — wir 
werden unserer Pflicht nur dann genügen 
und die Bundestagswahl 1994 nur dann 
gewinnen, wenn wir den Haushalt des 
Staates in Ordnung halten, wenn wir die 
Ausgaben begrenzen. 

Das ist auch für die gesamte ökonomi- 
sche Entwicklung von entscheidender 
Bedeutung. Für ebenso wichtig halte ich 
die Preisstabilität. Hier möchte ich unter 
allen Umständen erreichen, daß bei der 
Preissteigerungsrate zum Ende dieses 
Jahres die vier vor dem Komma ver- 
schwindet. 
Die Situation in Deutschland und die 
Situation in Europa erfordert eine Neu- 
bewertung der finanzpolitischen Prioritä- 
ten. Wer jetzt Verteilungskämpfe führt, 
hat keine Einsicht in die Notwendigkei- 
ten, die der Aufbau in den neuen Bundes- 
ländern mit sich bringt. Wenn etwa jede 
vierte Mark aus dem Bundeshaushalt 
zugunsten der neuen Bundesländer ver- 
wendet wird, wenn allein in diesem Jahr 
aus öffentlichen Kassen netto rund 140 
Milliarden Mark dorthin fließen, dann ist 
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das die richtige Politik, die wir in den 
neuen wie in den alten Bundesländern 
gemeinsam mit Entschiedenheit vertreten 
müssen. 
^atürlich muß dann noch anderes hinzu- 
kommen. Beispielsweise ist es ganz ent- 
scheidend, daß es gelingt, die privaten 
Investitionen in den neuen Bundeslän- 
dern, die noch keineswegs ausreichend 
Slnd, zu steigern. Denn dies ist eine 
Wesentliche Voraussetzung für neue 
Arbeitsplätze, für dynamisches Wachs- 
am, für sichere Einkommen und nicht 
^letzt für die soziale Sicherheit. Dies ist 
a°er keine Aufgabe nur der Bundesregie- 
rung oder der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion oder der unionsregierten Bun- 
desländer — diese Aufgabe geht alle an. 
^an kann den Föderalismus nicht immer 
^Ur dann loben, wenn es für das jeweilige 
Bundesland einen konkreten Vorteil 
^deutet; Föderalismus gebietet immer 
*uch Gesamtverantwortung für Deutsch- 
end. Diese Gesamtverantwortung gilt 
darüber hinaus für alle Gruppen in Wirt- 
Schaft und Gesellschaft, 
perade die Erfahrung mit der Tarifdis- 
kussion in diesem Jahr hat gezeigt, wel- 
^ Risiken damit verbunden sind, wenn 
e,nigen der Blick für das Ganze verloren 
j>eht; diese Risiken müssen unter Kon- 
zile gehalten werden, wenn wir nicht 
le Währungsstabilität gefährden wollen. 

Ich sage es noch einmal: Niemand 
hat das Recht — und jeder, der sich 
anders verhält, muß auf unseren 
Widerspruch stoßen — , so zu tun, 
als habe sich in Deutschland nichts 
verändert. 

Ich n Weiß, welche enormen Schwierigkei- 
n die Begrenzung des Ausgabenwachs- 

s
ujnsim Bundeshaushalt auf durch- 
ehnittlich zweieinhalb Prozent bedeutet, 

p er ich sehe keine Alternative zu dieser 
°utik — vor allem auch unter dem 

Gesichtspunkt, daß wir Deutschen unse- 
ren Beitrag zu einer Verbesserung der 
internationalen ökonomischen Situation 
leisten müssen. 
In wenigen Wochen werden wir Gastge- 
ber in München beim Weltwirtschaftsgip- 
fel der sieben großen Industrienationen 
sein. Von allen Seiten schaut man jetzt 
auf uns — angesichts der weltwirtschaftli- 
chen Flaute, die in den USA das ökono- 
mische Klima nachhaltig beeinflußt und 
in der Zwischenzeit auch an Japan nicht 
spurlos vorübergegangen ist. 
In dieser Situation erwartet man von uns, 
daß wir die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung bei uns und unsere finanzpoliti- 
schen Möglichkeiten auch unter dem 
Gesichtspunkt sehen, wie wir als eine 
große Industrienation mit einer stabilen 
Währung unseren Beitrag zu einer Ver- 
besserung der weltwirtschaftlichen Lage 
leisten können. 
Diese Politik, liebe Freunde, muß inten- 
siv diskutiert werden, in der Partei, in der 
Fraktion, in der Koalition, und dann 
müssen wir gemeinsam die notwendigen 
Entscheidungen treffen. Das gilt für die 
westlichen Bundesländer, das gilt aber 
auch für die östlichen Bundesländer. 
Dort kommt es nicht nur auf die finan- 
zielle Ausstattung an. Denn wir müssen 
unseren Freunden dort auch zurufen, daß 
wir in vielen Bereichen schneller voran- 
kommen müssen, etwa beim Aufbau 
neuer Verwaltungsstrukturen oder beim 
Tempo von Verwaltungsentscheidungen. 
Man sollte dort nicht einfach Entwick- 
lungen aus den alten Bundesländern 
übernehmen, in denen ja viele Entschei- 
dungsprozesse in den letzten Jahren 
immer schleppender vorangekommen 
sind. 

Wir können beispielsweise bei der 
Verbesserung der Verkehrsinfra- 
struktur in den neuen Bundeslän- 
dern nicht mit den übermäßig lan- 
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gen Fristen arbeiten, wie die in den 
alten Bundesländern inzwischen lei- 
der üblich geworden sind. 

Liebe Freunde, wir waren nach 1982 mit 
einem klaren Wirtschafts- und Finanz- 
konzept erfolgreich, weil wir den Willen 
und die Disziplin hatten, diesen Erfolg 
herbeizuführen. Ich bin fest entschlossen, 
an diese Erfahrung anzuknüpfen, die uns 
ja beachtliche Erfolge in kurzer Zeit 
gebracht hat — beispielsweise über drei 
Millionen neue Arbeitsplätze. 

Wir haben in diesem Zusammenhang 
auch über neue Prioritäten bei den 
Sozialleistungen zu sprechen, denn christ- 
lich-demokratische Politik muß immer 
auch eine Politik für soziale Gerechtig- 
keit sein. Hier stellt sich uns eine neue 
Herausforderung. 
Jeder muß erkennen, daß angesichts der 
schon erwähnten demographischen Ent- 
wicklung — einfach ausgedrückt: ange- 
sichts der erfreulichen Tatsache, daß 
immer mehr Menschen bei beachtlicher 
Gesundheit ein hohes Alter erreichen und 
angesichts der anhaltend niedrigen 
Geburtenzahl — auch das System sozia- 
ler Sicherung als Ganzes neu überdacht 
werden muß. 

Wir können einfach nicht hinnehmen — 
das hat übrigens gar nichts mit den Fol- 
gen der deutschen Einheit zu tun — , daß 
von 1991 auf 1992 die Gesundheitskosten 
um über zehn Prozent steigen und daß 
diese Entwicklung möglicherweise sogar 
noch weitergeht. Jedermann muß wissen, 
daß unser System der Rentenversorgung 
eng mit diesen Kosten zusammenhängt 
und daß hier Handlungsbedarf besteht. 
Wir werden deshalb in diesen Wochen 
die notwendigen Entscheidungen treffen. 
Ich verweise in diesem Zusammenhang 
— über die Details wird Wolfgang Schäu- 
ble noch sprechen — auch auf die Pflege- 
versicherung. Das ist nicht irgendeine 

abwegige Idee von ein paar Sozialpoliti- 
kern in der Union, sondern das ist ein 
zwingendes Gebot der sozialen Gerech- 
tigkeit angesichts der Veränderung der 
Gesellschaft, in der wir leben. Und des- 
wegen besteht die Lösung mit Sicherheit 
nicht darin, daß man das Problem zwar 
erkennt, aber gleichzeitig auf die lange 
Bank schiebt. 
Wir müssen dieses Problem lösen — und 
zwar so, daß die ökonomische Entwick- 
lung unseres Landes nicht stranguliert 
wird, sondern daß die Lösung für alle 
Beteiligten erträglich ist: auch für die, die 

die Kosten tragen müssen. Aber weil 
diese Frage fast nur noch unter ökonorni' 
sehen Gesichtspunkten diskutiert wird, 
betone ich noch einmal: 

Hier geht es nicht nur um techni- 
sche Details, sondern auch um ein 
Stück Dankesschuld der jungen 
Generation gegenüber jener Gene- 
ration, die nach dem Krieg unser 
Land aus Trümmern wieder aufge- 
baut hat. 

Liebe Freunde, wir stehen jetzt in Europ3 

vor einer Entscheidung, deren Dramatik 
vielen noch gar nicht klar geworden ist. 
Um was geht es denn eigentlich? Bei 
allem Ärger über die Brüsseler Bürokra- 
tie, gegen die entschieden etwas unter- 
nommen werden muß, bei allen sonstig^ 
Fragen, die sich in diesem oder jenen 
Punkt zu Recht stellen — etwa auch der 
Frage, ob die europapolitische Sprache 
mit all ihren abstrakten Kürzeln nicht 
inzwischen so unverständlich geworden 
ist, daß sie Animosität, ja Ängste hervor- 
ruft, — bei all diesen berechtigten Ein- 
wänden überwiegt doch die entschei- 
dende Erfahrung, daß sich Europa völlig 
verändert hat. 
Die traditionellen Denkmuster „Ost und 
West" sind weggefallen, wir finden uns 
jetzt in einer Welt wieder, in der vieles 
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. Tklichkeit geworden ist, was wir uns 
Girier gewünscht haben, und in der wir 

nun auf neue Herausforderungen die 
•chtigen Antworten geben müssen. 

Wir würden vor der Geschichte ver- 
sagen — und zwar mit dramati- 
schen Folgen — , wenn wir uns jetzt 
mit der deutschen Einheit begnüg- 
ten und die politische Einigung 
Europas nicht zum jetzigen Zeit- 
punkt, d. h. noch in diesem Jahr- 
zehnt herbeiführten. 

. er ehrlich ist, muß doch erkennen, daß 
'm Jahre 1990 nur sehr wenige außerhalb 
aer deutschen Staatsgrenzen bereit 

aren, ein uneingeschränktes Ja zur deut- 
schen Einheit zu sagen. Es gab wenige, 
^e das offen ausgesprochen haben; eine 
üarne hat sich besonders dabei hervorge- 
an, aber sie war wenigstens aufrichtig, 
erm sie hat das gesagt, was viele andere 

"]Ur gedacht haben. Wenn ich das so 
prekt anspreche, hat das nichts damit zu 
!jn, daß ich etwa die Unterschrift unserer 

reunde und Partner unter den vielen 
ertragen und Erklärungen vergessen 

f^tte, in denen die Einheit Deutschlands 
'n freier Selbstbestimmung als gemeinsa- 
mes Ziel formuliert wurde. 

ie Verwirklichung dieses Ziels hat man 
•lerdings stets für einen viel späteren 
e'tpunkt erwartet — vielleicht irgend- 

j^rin im nächsten Jahrhundert. Doch wir 
eutschen haben nicht den geringsten 

.rund, unsere Nachbarn deshalb zu kriti- 
leren, wo doch selbst ein Großteil der 

~ ^nannten führenden politischen 
. hicht in Deutschland seinerseits längst 

i s Ziel der deutschen Einheit aufgege- 
b

v
e* hatte. 

k°r diesem Hintergrund müssen wir 
Renken, daß Deutschland mit seinen 80 

''Honen Menschen als stärkste Indu- stri 
*hw 

enation in Europa für viele Nachbarn 
er erträglich ist. Und im Gegensatz 

zu manchen in Deutschland hegt außer- 
halb der deutschen Staatsgrenzen nie- 
mand den geringsten Zweifel, daß dieses 
Deutschland in wenigen Jahren nach 
dem Wiederaufbau in den neuen Bundes- 
ländern — wie es Francois Mitterrand 
vor einigen Monaten formuliert hat — 
viel stärker sein wird als zuvor. 
Dieser Gedanke ruft bei nicht wenigen 
auch die geschichtlichen Erfahrungen 
dieses Jahrhunderts in Erinnerung. Da 
gibt es verständliche Ängste, die aus der 
Vergangenheit herrühren — aber natür- 
lich auch Ängste, die künstlich geschürt 
werden und in Wahrheit mehr Ausdruck 
von Neidkomplexen sind. 
Bei einem Blick auf die geopolitische 
Lage Deutschlands in Europa ist leicht zu 
erkennen, daß das, was in unserem Land 
geschieht, alle unsere Nachbarländer in 
dieser oder jener Form berührt — und 
umgekehrt. Ich erinnere mich in diesen 
Tagen immer wieder daran, was Konrad 
Adenauer 1954 vor der Abstimmung in 
der französischen Kammer über die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
befürchtet hat: Wenn die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft nicht 
zustande komme, werde es mindestens 25 
Jahre dauern, bis ein neuer Versuch mög- 
lich sei. 

Ich sage Ihnen heute: Wenn wir 
jetzt zur deutschen Einheit nicht die 
Politische Union Europas hinzufü- 
gen, wird es mindestens wieder 25 
Jahre oder noch länger dauern, bis 
uns ein neuer Anlauf gelingt — und 
es wird schwieriger sein als in der 
Zeit von 1954 bis zum Maastrichter 
Vertrag 1991, weil damals der 
Druck des Ost-West-Konfliktes die 
Westeuropäer schon aus Gründen 
der gemeinsamen Sicherheitsinter- 
essen dazu zwang, sich zusammen- 
zuschließen. 
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Aber indem dieser Druck der Kriegsangst 
gewichen ist, werden mancherorts in 
Europa wieder die alten Töne laut, daß 
man mit etwas Chauvinismus, mit etwas 
Nationalismus vielleicht besser fahren 
könnte. Es soll niemand glauben, das 
finde nur in Serbien, in Kroatien oder 
anderswo in Südosteuropa statt. Wer 
genau hinschaut, muß feststellen, daß es 
kein Land in Europa gibt — auch nicht 
Deutschland — , das von sich behaupten 
kann, es sei von diesem Virus völlig frei. 
Deswegen ist es von größter Bedeutung, 
daß wir jetzt in Europa vorankommen. 

Zug nach Europa 
Ich werde alles tun, damit auf dem Lissa- 
boner EG-Gipfel Ende dieses Monats das 
geschieht, was wir in diesen Tagen mit 
Frankreich und anderen Partnern verab- 
redet haben, nämlich daß der Zug nach 
Europa nicht gestoppt wird "und daß wir 
alle Möglichkeiten erwägen, unseren 
Partnern und Nachbarn in Dänemark die 
Chance zu geben, mit diesem Zug weiter- 
zufahren. Allerdings muß Dänemark sei- 
nen Partnern in der EG rechtzeitig und 
klar sagen, was es selbst will. 
Gleichzeitig muß auch klar sein, daß wir 
jetzt in Lissabon beschließen müssen, die 
Erweiterung der Gemeinschaft zu 
beschleunigen. Wenn Österreich, Schwe- 
den, Finnland und die Schweiz entspre- 
chend ihren Beschlüssen beitreten wollen 
und wenn noch in diesem Jahr — was 
durchaus möglich ist — Norwegen einen 
entsprechenden Beschluß faßt, dann müs- 
sen wir ihnen entgegenkommen und für 
ihren Beitritt das Jahr 1995 ins Auge fas- 
sen. 
Liebe Freunde, bei all dem, was wir 
innenpolitisch zu leisten haben, kann ich 
nur beschwörend sagen: wir Deutsche 
würden vor der Geschichte versagen, 
wenn wir uns mit der nationalen Einheit 

begnügten und nicht alles daran setzen 
würden, in diesem entscheidenden 
Abschnitt europäischer Geschichte die 
Einigung unseres Kontinents zusammen 
mit unseren Partnern weiter voranzubrin- 
gen. Natürlich ist da noch viel zu tun. 
Natürlich stellt sich auch mancher die 
bange Frage, was möglicherweise aus der 
gewohnt stabilen D-Mark werden könnte- 

Ich kann nur sagen, wir werden 
nichts unterstützen — und das 
besagt ja auch der Vertrag von 
Maastricht — , was zu einer euro- 
päischen Währung führen könnte, 
die nicht den Stabilitätskriterien 
entspricht, die wir auch bei der 
D-Mark anlegen. 

Wir wollen die politische Einigung in 
Europa, wir wollen ein föderales Europa» 
in dem unsere Bundesländer auch in 
Zukunft ihre verfassungsmäßige Stellung 
behaupten können — das ist der Sinn de' 
anstehenden Verfassungsänderung. Wir 
wollen kein Europa, in dem die Traditio- 
nen und die Eigenarten der Regionen ein' 
geebnet werden. Wir wollen die „Verei- 
nigten Staaten von Europa". 
Wir wollen keinen Schmelztigel nach 
dem Muster der Vereinigten Staaten von 
Amerika — wir bleiben Italiener, wir ble1' 
ben Deutsche, wir bleiben Briten oder 
Franzosen — , aber wir wollen ein festes 
europäisches Dach über diesem alten 
Kontinent bauen, das eine Zukunft in 
Frieden und Freiheit für alle europäi- 
schen Völker und vor allem auch für 
unser eigenes Volk sichert. 
Meine Damen und Herren, auf der Kon- 
ferenz von Rio habe ich einmal mehr 
erfahren, wie sehr die Staats- und Reg«e' 
rungschefs vieler Länder in Lateiname- 
rika, in Afrika und in Asien auf Europa 
setzen und dabei nicht zuletzt auch auf 
uns Deutsche. Ich habe übrigens keinen 
einzigen getroffen, der daran gezweifelt 
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hätte, daß wir Deutschen die Probleme 
der deutschen Einheit lösen werden; sie 
setzen darauf und sie setzen im übrigen 
auch auf unsere Solidarität. 
Ich habe in Rio gesagt, daß wir Deut- 
schen heute vor drei großen Herausforde- 
rungen stehen. 
• Erstens: Unsere besondere Solidarität 
gilt den Menschen in den jungen Bundes- 
•ändern. 
• Zweitens: Unsere besondere Solidarität 
gilt aber auch unseren Nachbarn in Mit- 
tel-, Ost- und Südosteuropa. Unsere Hilfe 
für diese Nachbarländer ist übrigens 
auch für uns selbst von existentiellem 
Interesse, denn wenn ich — beispiels- 
weise — an die über 20 Kernkraftwerke 
in Rußland und in der Ukraine denke, 
deren Sicherheitsanforderungen etwa auf 
dem Niveau von Tschernobyl oder noch 
darunter liegen, dann wird deutlich, daß 
dieses Problem nicht nur die Ukraine 
berührt. 
• Ich habe drittens von der Pflicht und 
unserem Willen zur Solidarität mit der 
Dritten Welt gesprochen. Wenn unsere 
Überzeugung, daß uns die Schöpfung 
anvertraut ist, um sie pfleglich zu behan- 
deln und in lebenswertem Zustand an die 
nächste Generation weiterzugeben, in 
Rio auf sehr viel deutlichere Zustimmung 
gestoßen ist, so ist das auch ein Beitrag 
für die künftige Entwicklung bei uns. Im 
übrigen haben inzwischen ja auch die 
meisten Leute begriffen — wer es noch 
nicht begriffen hat, muß auf die nächste 
Hannover-Messe gehen — , daß man 
auch mit moderner Umwelttechnik gute 
Geschäfte machen kann, und daß es auch 
wirtschaftlich sinnvoll ist, wenn man in 
der Sozialen Marktwirtschaft Ökonomie 
und Ökologie vernünftig miteinander ver- 
bindet. 
Liebe Freunde, wir werden unsere Aufga- 
ben nur gemeinsam mit unseren Freun- 
den in der CSU lösen können. Die CSU 

ist nicht irgendeine Partei, sie ist unsere 
Schwesterpartei. Sie geht von den glei- 
chen Grundwerten aus, und wir werden 
nur gemeinsam die Zukunft gestalten 
können. 

Wer allerdings glaubt, er könne mit 
einer kleinen Gruppe von „Mitrei- 
senden" in den neuen Bundeslän- 
dern Erfolg haben, der wird einmal 
mehr von dem Ergebnis enttäuscht 
sein. 

Wir wollen unsere Ziele auch in der 
Koalition mit den Freien Demokraten 
erreichen. Es ist eine Binsenwahrheit, 
daß eine Koalition auf Kompromisse 
angelegt ist und daß diese Kompromisse 
nicht leichter zu erreichen sind, wenn die 
Lage in einer Koalitionspartei besonders 
schwierig ist. Ich gehöre nicht zu denen, 
die von morgens bis abends alles studie- 
ren, was Herr Kubicki oder dieser oder 
jener in der FDP gesagt haben. 
Wir haben nur den Wunsch, daß die FDP 
das Notwendige zu einem gemeinsamen 
Erfolg in der Koalition beiträgt. Eine 
Koalition kann nicht erfolgreich sein, 
wenn der eine sich zu Lasten des anderen 
profiliert. Das gilt für alle, für uns, für die 
CSU und für die FDP. 

Grundsatzprogramm 

Liebe Freunde, wir sind gerade dabei, 
unser Grundsatzprogramm zu überarbei- 
ten. Das ist eine ganz wichtige Aufgabe. 
Manch einer hat ja leise gezweifelt, ob es 
so klug sei, daß wir nach einer breiten 
Diskussion in den Kreisverbänden ausge- 
rechnet zu Beginn des Jahres 1994 auf 
einem Parteitag dieses überarbeitete 
Grundsatzprogramm verabschieden wol- 
len. 
Ich bekenne mich ausdrücklich dazu, daß 
wir dies tun, denn ich glaube, es ist wich- 
tig, daß die Bürger unseres Landes, 
unsere Mitglieder, unsere Wähler erken- 
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nen, wo die CDU programmatisch steht, 
wie ihre Antworten im grundsätzlichen 
aussehen und welche konkreten Antwor- 
ten sie auf tagespolitische Fragen gibt. 

Deswegen habe ich mich hier auch 
persönlich stark engagiert und bin 
all denen dankbar, die sich bisher 
schon mit großer Energie der Arbeit 
in der Grundsatzprogrammkommis- 
sion gewidmet haben. 

Wir werden in dieser Kommission und 
mit ihr die neuen Themen diskutieren, die 
sich uns stellen, und natürlich auch neue 
Überlegungen anstellen. Ich bitte Sie 
wirklich sehr herzlich, darauf hinzuwir- 
ken, daß nicht bei jedem Gedanken, der 
im Laufe dieser Diskussion geäußert 
wird, alle Alarmglocken wegen vermeint- 
lichen Zusammenbruchs der ethischen 
Grundlagen der Union geläutet werden. 
Entscheidend ist doch nicht, was jetzt im 
Einzelfall von diesem oder jenem gesagt 
wird — das ist lediglich ein Beitrag zur 
Diskussion — , entscheidend ist das 
Dokument, das wir gemeinsam auf dem 
Bundesparteitag 1994 verabschieden wer- 
den. Wir sollten fair und offen in dieser 
Diskussion miteinander umgehen. 

Ich sage aber auch unmißverständ- 
lich, daß jedenfalls mit mir keine 
Kursänderung im Grundsätzlichen 
zu machen ist, bei der diejenigen 
Mitglieder ihre politische Heimat 
verlieren, die immer die Kernmann- 
schaft unserer Union waren. 

Wir bleiben die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands. Über den grund- 
sätzlichen Kurs unserer Politik kann es 
überhaupt keinen Zweifel geben, selbst 
wenn wir auf Grund von Umfragen 
genau wissen, daß wir in dieser oder 
jener Frage nicht mehrheitsfähig sind. 
Entscheidend ist, daß wir unsere prinzi- 
piellen Positionen halten. Das trägt auch 

zur Integration der Union bei: zur 
Zusammenarbeit von evangelischen und 
katholischen Christen, von Menschen 
unterschiedlicher sozialer Herkunft und 
aus den verschiedensten Regionen 
Deutschlands. 

Das „C" ist zu verstehen als 
Anspruch an uns selbst: Aus unse- 
rem Verständnis vom christlichen 
Menschenbild gestalten wir Politik 
— wohl wissend, daß wir diesem 
Anspruch nicht immer gerecht 
geworden sind. 

Liebe Freunde, deswegen ist auch die Art 
und Weise, wie wir in diesen Tagen beim 
Thema § 218 miteinander umgehen, von 
allergrößter Bedeutung. Ich betrachte es 
als eine Selbstverständlichkeit, daß in 
unserer Partei Gewissensfreiheit herrscht. 
Ich Finde es übrigens ziemlich unerträg- 
lich, daß das betont werden muß; denn 
wir würden unsere Überzeugung verra- 
ten, wenn in dieser Partei nicht selbstver- 
ständlich Gewissensfreiheit herrscht. 

Aber so selbstverständlich die freie 
Gewissensentscheidung für den einzelnen 
Abgeordneten ist, so ist es doch nicht nur 
legitim, sondern auch notwendig, daß 
jeder einzelne darüber hinaus die Frage 
des Selbstverständnisses seiner Partei 
bedenkt: das eine ist kein Gegensatz zum 
anderen. Ich finde es unerträglich, wenn 
gerade in dieser so schwierigen Frage 
Profilierungen von einzelnen zu Lasten 
des Ganzen zu beobachten sind. 

Ich will hier noch einmal wiederho- 
len, was ich oft genug gesagt habe: 
daß ich aus vielen Gründen leiden- 
schaftlich dafür eintrete, daß der 
Mehrheitsentwurf der CDU/CSU- 
Fraktion von uns möglichst gemein- 
sam getragen wird. 

Ich weiß, daß sich in unserer Fraktion 
nicht wenige aus zum Teil unterschiedli- 
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chen Gründen in diesem Mehrheitsent- 
wurf zunächst nicht wiederfanden, aber 
nach einer intensiven und wirklich sach- 
gerechten Diskussion zu dem Ergebnis 
gekommen sind: Dies ist der richtige 
Weg. Ich plädiere nachdrücklich für 
Respekt vor Gewissensentscheidungen 
von Minderheiten, aber es gibt genauso- 
gut den Respekt vor Mehrheitsentschei- 
dungen — auch das gehört zum Verständ- 
nis von Demokratie. Bitte, helfen Sie alle 
mit — in den Kreisverbänden, in den 
Bezirks- und Landesverbänden, in den 
Landesparlamenten und nicht zuletzt in 
unserer Bundestagsfraktion — , daß diese 
für uns besonders schwierige Debatte, in 
der wir von draußen manchen Zuspruch, 
aber nicht immer Hilfe erfahren, mit der 
dem Thema angemessenen Würde 
geführt wird; denn nur so können wir 
unsere Haltung überzeugend darstellen. 

Das heißt für mich auch, daß Loya- 
lität zur Partei und unsere gemein- 
same Verantwortung unteilbar sind, 
egal welche Funktion in der Partei 
der eine oder andere von uns aus- 
übt. 

Liebe Freunde, ich sagte zu Beginn, wir 
leben in einer schwierigen Zeit, aber ich 
füge hinzu, es ist eine Zeit, die weit mehr 
Chancen beinhaltet, als uns in langen 
Jahrzehnten zuvor geboten worden sind. 
Es ist aber auch eine Zeit mit schwierigen 
Herausforderungen, die wir nur gemein- 
sam mit kämpferischem Einsatz und 
Überzeugung bestehen können; denn das 
Bild der Partei wird eben nicht nur von 
Bonn aus geprägt, sondern genauso in 
den Orts- und Kreisverbänden, in den 
Kommunalparlamenten. 

Ich halte es beispielsweise für keine posi- 
tive Erfahrung, daß man sich heute in 
manchen Kreisverbänden ausschließlich 
niit kommunalen Problemen beschäftigt 
und darüber wichtige Grundsatzfragen 

vernachlässigt, die die Menschen viel 
unmittelbarer berühren. Die Partei muß 
sich als Ganzes sehen: in der Gemeinde, 
im Land und im Bund. 
Viele im Lande setzen auf uns, viele kriti- 
sieren uns auch, weil sie sich angesichts 
der Fülle der Herausforderungen und der 
zu treffenden Entscheidungen schwertun, 
sofort den richtigen Weg zu erkennen. 

Ich bin ganz fest davon überzeugt, 
daß wir gute Chancen für die Bun- 
destagswahl 1994 haben, und wenn 
Sie sich in Bonn umhören, werden 
Sie feststellen, daß — bis ins linke 
Lager hinein — diese Meinung von 
vielen geteilt wird. Wir haben wirk- 
lich Grund zur Zuversicht, wenn wir 
unsere Kraft nutzen und in der vor 
uns liegenden Zeit entsprechend 
einsetzen. 

Ich selbst will im Rahmen meiner Mög- 
lichkeiten alles tun, damit wir gemeinsam 
die Union zum Wahlsieg führen und in 
diesem Jahrzehnt die bestimmende politi- 
sche Kraft in Deutschland bleiben: zum 
Wohle unseres ganzen deutschen Vater- 
landes und zum Nutzen der Entwicklung 
in Europa. 
Liebe Freunde, es ist eine schwierige Zeit, 
aber für mich ist es vor allem eine großar- 
tige Zeit, weil wir nach der staatlichen die 
innere Einheit Deutschlands nun vollen- 
den können und weil wir gleichzeitig die 
einzigartige Chance haben, diesen alten 
Kontinent Europa gemeinsam mit unse- 
ren Freunden und Partnern neu zu gestal- 
ten — in der begründeten Zuversicht, daß 
Krieg und Gewalt für immer von unse- 
rem Land gebannt sein werden, wenn wir 
das Richtige tun; daß der Beitrag der 
Deutschen zu Frieden, Freiheit und 
Menschlichkeit seinen angemessenen 
Platz im Buch der Geschichte finden 
kann. Ich lade uns alle herzlich ein, dabei 
mitzuhelfen. • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Die CDU steht vor ihrer größten 
Herausforderung seit den 50er Jahren 
„Orientierung für Deutschland" — 
dazu gehört, daß wir uns Rechenschaft 
über die Lage der Union geben. Wie 
ist die Situation unserer CDU zwei 
Jahre nach der Wiedergewinnung der 
Deutschen Einheit? 

Ein Widerspruch macht mir zu schaffen: 
Wir haben sehr viel erreicht, aber wir 
erreichen nicht mehr sehr viele. Ich kann 
mich an keine Zeit erinnern, in der die 
Diskrepanz zwischen dem insgesamt 
Erreichten und dem Urteil der Bürger so 
groß gewesen wäre wie heute. Wir hören 
das in unseren Versammlungen. Wir spü- 
ren das bei unseren Wahlkämpfen. Wir 
sehen es in den Momentaufnahmen der 
Demoskopie. Wir lesen es in den Kom- 
mentaren der Presse. 
„Wieviel Politikverachtung verträgt ein 
Staat?" — so fragte die FAZ in der ver- 
gangenen Woche im Blick auf jüngste 
Meinungsumfragen. Ich frage: Wieviel 
Politikverachtung vertragen wir? Die Bür- 
ger haben ein Recht darauf, daß wir 
selbstkritisch unsere Arbeit und die 
Bedingungen für unsere Arbeit auf den 
Prüfstand stellen. Wir werden das tun. 
Aber wir werden es nicht zulassen, daß 
unsere Arbeit pauschal in den Dreck 
gezogen wird. 
Gleichwohl ist es nicht mehr zu überse- 
hen: Bürger und Politiker sind einander 
fremd — nicht nur bei uns. Eine dänische 
Abgeordnete sagte mir: Die Entfremdung 
zwischen den Menschen und der Politik 
sei der entscheidende Grund für das anti- 
europäische Votum ihrer Landsleute 
gewesen. Wir haben es offensichtlich mit 
einem Phänomen zu tun, das alle westli- 

chen Industriestaaten erfaßt hat. Die 
Welt ist anders geworden: für viele Men- 
schen freier, für viele aber auch unüber- 
sichtlicher. 

Die alten Sicherheiten, mehr als 
teuer durch den Ost-West-Gegen- 
satz bezahlt, sind unwiederbringlich 
dahin. Aber die Konturen einer 
neuen Ordnung sind noch zu 
unscharf, um schon neue Gewißhei- 
ten, ein neues Heimatgefühl zu 
begründen. 

Umbruchzeiten sind Hochzeiten für radi- 
kale Vereinfacher. Sie machen sich die 
neue Unübersichtlichkeit zunutze, indem 
sie für komplexe Sachverhalte simple 
Antworten anbieten. Es wäre nichts 
gewonnen, aber viel verloren, wenn wir 
der Versuchung erliegen würden, diese 
Leute an Populismus überbieten zu wol- 
len. 

Für die CDU ist eine Zusammenar- 
beit mit Rechts- oder Linksradika- 
len ausgeschlossen. Das sind wir 
unserem Selbstverständnis, dem 
„C" in unserem Parteinamen, 
schuldig. 

Ernst nehmen müssen wir hingegen das 
Signal der Wähler. Sie erwarten, daß ihre 
Sorgen sichtbar aufgenommen werden. 
Sie zweifeln an den politisch Verantwort- 
lichen, wenn sie den Rechtsstaat so erle- 
ben: Der Falschparker in der Frankfurter 
Innenstadt wird zur Kasse gebeten, wäh- 
rend der Dealer an der nächsten Straßen- 
ecke sein Geschäft betreibt. Und ich sage 
ausdrücklich: Hierfür ist nicht unsere 
Polizei verantwortlich, die mit uns auf 
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PETER HINTZE HAT GRUND ZUR FREUDE: Mit 113 Jastimmen von insgesamt 130 
abgegebenen Stimmen wählte ihn die große Mehrheit der Delegierten des „Klei- 
nen Parteitags" am 15. Juni im Konrad-Adenauer-Haus zum Generalsekretär; am 
27. April war er vom Parteipräsidium kommissarisch berufen worden. 

bessere gesetzliche Grundlagen für ihre 
Arbeit drängt. 
Es verärgert die Menschen auch, wenn 
s»e erleben müssen, daß ein Schutzrecht 
für politisch Verfolgte zum Nutzrecht für 
alle wird, die unabhängig von Bedrohung 
und Verfolgung zu uns kommen wollen. 
^ie CDU steht uneingeschränkt zur 
Schutzpflicht für verfolgte Menschen. 
Fairneß für Fremde ist und bleibt unser 
Grundsatz. Aber niemand hat Verstand- 
es dafür, daß international operierende 
Schlepperorganisationen ihr Geschäft mit 
"ilfe des Artikel 16 machen. 
Hier wird ja nicht etwa den Ärmsten der 
Armen geholfen. Es geht ja vielmehr sehr 

oft um Menschen, die für viele tausend 
Mark unter falschen Versprechungen 
nach Deutschland geschafft werden. Das 
haben die Mütter und Väter des Grund- 
gesetzes nicht gewollt. 

Die Bürger erwarten deshalb zu Recht, 
daß die Politiker das ändern. Und wir 
müssen ihnen klar und deutlich sagen, 
wer die Verantwortung für die Hand- 
lungsblockade in dieser wichtigen Frage 
trägt. 
Ich fordere daher die SPD-Führung auf: 
Leisten Sie einen Beitrag gegen die 
Gefahr der Fremdenfeindlichkeit. Folgen 
Sie uns bei der notwendigen Änderung 
des Grundgesetzes. Geben Sie endlich 



Seite 16  •   UiD 20/1992 PETER HINTZE 

Ihre Politk gegen den Willen der Bürger 
auf. Und wenn Sie nicht auf uns hören 
wollen, hören Sie wenigstens auf Ihre 
eigenen Kommunalpolitiker. 
Wir stehen vor dem Grundproblem, daß 
die Politik und die Alltagserfahrung der 
Menschen auseinanderdriften. Verschärft 
stellt sich diese Situation in den neuen 
Bundesländern. Woran liegt es, daß die 
Unterdrücker von gestern — etwa in Ber- 
lin — wieder mit Erfolg Stimmen sam- 
meln? Woher beziehen die Rechtsradika- 
len ihre bedrückend hohe Zustimmung? 
Was sind die Gründe für die wachsende 
Wahlenthaltung? 

Wir sollten nicht darauf vertrauen, 
es hier mit einer Zeiterscheinung zu 
tun zu haben, die sich von selbst 
erledigt. Es geht um ein grundle- 
gendes Problem, das wir nur mit 
einer grundlegenden Reform unse- 
rer politischen Kommunikation 
bewältigen können. 

Wenn es stimmt, daß zwischen der Politik 
und den Bürgern der Faden gerissen ist, 
dann brauchen wir eine neue Offensive 
des Verstehens. Das ist keine PR-Frage, 
sondern eine Frage unserer politischen 
Arbeit insgesamt. 

Offensive des Verstehens  

Diejenigen von uns, die mit jungen Leu- 
ten zu tun haben, wissen sehr genau, daß 
wir nicht nur auf das Vertraute setzen 
dürfen. Wir müssen die Art und Weise, 
wie wir Politik machen und vertreten, auf 
die veränderte Situation einstellen. 
Hier geht es nicht zuletzt um unsere emo- 
tionale Kompetenz, um Sympathie und 
Nähe zu den Menschen. Diese Offensive 
des Verstehens muß eine Bewegung 
zurück zu den Menschen sein. 
Wir haben ja etwas mitzubringen: politi- 
sche Lösungskonzepte für schwierige 

Probleme; unseren Bundeskanzler, Hel- 
mut Kohl, der wie kein anderer Deutsch- 
land in schwierigen Zeiten nach vorne 
bringt; und eine politische Idee, die 
nichts von ihrer Aktualität eingebüßt hat. 
Das „C", oft angefeindet, in Frage 
gestellt, herabgesetzt, zur Streichung 
empfohlen, bleibt Grundlage unserer 
Politik. Alles, was es über Menschen- 
würde, Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität zu sagen gibt, ist eine Ent- 
faltung des „C" in unserem Namen. Wir 
werden es nie aufgeben, weil wir uns 
sonst selbst aufgeben würden. 

Wenn wir heute nach unserem Pro- 
fil, unserer Identität fragen, lautet 
die Antwort: Es ist die menschen- 
freundliche, die zum Handeln pro- 
vozierende Kraft des „C", die unser 
Selbstverständnis bestimmt. 

Für die vor uns liegende Arbeit möchte 
ich aus meiner Sicht sieben Schwer- 
punkte skizzieren: 

Kl Wir werden den Aufbau unserer neuen 
Landesverbände weiter voranbringen. 
Wir müssen unsere Politik für die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze, für Investitio- 
nen, für Wohnungsbau und Infrastruktur 
konsequent fortsetzen. Wir bauen dabei 
auf die große Leistungskraft der Men- 
schen im Osten Deutschlands. Wir müs- 
sen aber auch deutlich sagen, daß die 
Wegstrecke länger und beschwerlicher 
ist, als anfangs eingeschätzt. Tausende 
von Kommunal-, Landes- und Bundespo- 
litikern leisten dort als Mandatsträger der 
CDU unter schwierigen Bedingungen 
Aufbauarbeit für die Zukunft der neuen 
Länder. Stellvertretend für sie alle nenne 
ich Angela Merkel, Günther Krause, Kurt 
Biedenkopf, Eberhard Diepgen, Werner 
Münch, Berndt Seite und Bernhard 
Vogel. Wir dürfen auf diesem Bundesaus- 
schuß auch einmal unseren Stolz auf 
diese Politiker zum Ausdruck bringen. 
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Ö Die Zukunft gehört den interessanten 
Parteien. Interessant ist nur, wer bereit 
und fähig zum Dialog ist. Zuhören zu 
können ist dabei mindestens ebenso 
wichtig, wie überzeugend zu sprechen. 
Die Beratung und Diskussion unseres 
Grundsatzprogramms bietet die Chance, 
'n einen breit angelegten Dialog mit allen 
gesellschaftlichen Gruppen einzutreten. 
Diese Chance werden wir nutzen. Das 
Jahr 1993 werden wir zum Diskussions- 
jahr unserer Partei machen. 

El Die CDU muß Partei aller Generatio- 
nen bleiben. Wir brauchen die Erfahrung 
der Älteren ebenso, wie das kritische 
Engagement der Jüngeren. Wir alle wis- 
sen um die Probleme, die alle Parteien 
bei jungen Menschen haben. Ich möchte 
Volker Rühe danken. Er hat sich dafür 
eingesetzt, daß verstärkt junge Mitglieder 
der CDU politische Verantwortung über- 
nehmen können. Lieber Hermann Gröhe, 
der Jungen Union sage ich: An diesem 
Kurs halten wir fest. Lieber Bernhard 
Worms, ich bin sicher, die Senioren- 
Union wird dies unterstützen. 

D Die Verwirklichung der Gleichberech- 
tigung von Frauen und Männern muß auf 
unserer Tagesordnung bleiben. Eine Par- 
tei, in der der Sachverstand von Frauen 
Unterrepräsentiert ist, gerät in Gefahr, 
ihre Lösungskompetenz zu verlieren. Wir 
setzen auf die Lösungskompetenz unserer 
Politikerinnen in Ost und West, und wir 
Werden engagiert dafür arbeiten, daß 
Frauen aus allen Generationen zur CDU 
finden. 

9 Wir müssen unsere Großstadtkompe- 
tenz stärken. In den großen Städten wer- 
den wir mit neuen sozialen Entwicklun- 
gen zuallererst konfrontiert. Gefordert 
sind ausreichender und bezahlbarer 
Wohnraum, die Lösung der Verkehrspro- 
bleme, der Schutz vor der sich ausbreiten- 
den Kriminalität. 

0 Wir werden einen öffentlichen Diskurs 
über Europa führen. Wir müssen viel 
mehr als bisher deutlich machen, daß es 
zu Europa gerade für uns Deutsche keine 
Alternative gibt. Ob Ökonomie oder Öko- 
logie, ob innere oder äußere Sicherheit, 
ob Geldwertstabilität oder internationale 
Solidarität — wir werden die Zukunft nur 
dann erfolgreich bewältigen, wenn wir 
gemeinsame europäische Lösungen fin- 
den. Dabei werden wir nie die gute 
Freundschaft zu den Vereinigten Staaten 
vernachlässigen. Es ist schon bedrük- 
kend, wie vergeßlich sich hier die SPD 
zeigt. Im jüngsten — unter Vorsitz von 
Johannes Rau erarbeiteten — außenpoli- 
tischen Thesenpapier der SPD mit dem 
Titel „10 Punkte zur Neuorientierung 
deutscher Außenpolitik" kommen die 
Vereinigten Staaten von Amerika mit kei- 
nem Wort mehr vor. Dagegen sage ich: 
Für die CDU gibt es im Verhältnis zu 
Europa und den USA kein Entweder- 
Oder, sondern nur ein Sowohl-Als-auch. 

Q Ich will für die Zukunftsgestaltungs- 
mehrheit der CDU im großen Wahljahr 
1994 arbeiten. Uns allen wird harte 
Arbeit ins Haus stehen. Aber die Men- 
schen in Deutschland werden es honorie- 
ren, wenn wir sie erfolgreich bewältigen. 
Die CDU Deutschlands steht vor ihrer 
größten Herausforderung seit den 50er 
Jahren. Und vielleicht wird der Politik 
heute angesichts einer Gesellschaft, die 
jeder Anstrengung entwöhnt ist, noch 
mehr abverlangt als damals. Wir müssen 
der Gefahr entgehen, über den Proble- 
men des Augenblicks das Ziel aus dem 
Blick zu verlieren. 

Wir stehen für eine großartige Idee. Als 
katholische und evangelische Christen 
engagieren wir uns gemeinsam für 
Gerechtigkeit, Frieden, und die Bewah- 
rung der Schöpfung. Dafür will ich mit 
ganzer Kraft arbeiten: mit Helmut Kohl 
für unsere CDU. • 
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Am Beginn einer neuen Entwicklung 
Die Ergebnisse der Konferenz für 
Umwelt und Entwicklung in Rio de 
Janeiro sind für das weitere Schick- 
sal unseres Planeten und damit der 
Menschheit von überragender 
Bedeutung. Entgegen allen 
ursprünglichen Unkenrufen hat die 
Konferenz insgesamt zu erfreuli- 
chen Ergebnissen geführt: 

• Die Konvention zum Schutz des 
Klimas und der Artenvielfalt sind bis- 
her von mehr als 140 Ländern bereits 
während der Konferenz unterzeichnet 
worden. Beide Konventionen können 
in Kraft treten, wenn sie von 50 Län- 
dern bzw. 30 Ländern ratifiziert wer- 
den. 
• Angenommen wurden darüber hin- 
aus folgende Dokumente: 

1. Deklaration von Rio de Janeiro. 
Sie regelt in 27 Grundsätzen den 
Umgang mit unserem Planeten. 

2. Agenda 21 mit umfassender 
Umwelt- und Entwicklungsstrategie 
sowie 

3. eine Erklärung über die Erhaltung 
der Pflanzen und Wälder. 
Am Beginn einer jeden neuen Ent- 
wicklung steht eine Veränderung des 

Bewußtseins. Hierfür hat die Konfe- 
renz mit ihren Ergebnissen einen ein- 
drucksvollen Beweis geliefert. Für die 
Zukunft unseres Planeten wurde viel 
gewonnen. Entscheidende Weichen 
für das Überleben der Menschheit 
sind gestellt worden. Dies bedeutet 
allerdings nicht, daß sich die Teilneh- 
merstaaten nunmehr ruhig zurückleh- 
nen können. Vielmehr gilt es jetzt, die 
umfangreichen Texte von Rio mit 
Leben zu erfüllen. Die Unterzeichner- 
staaten sind gefordert, zügig entspre- 
chende Vorkehrungen zur nationalen 
Umsetzung der übernommenen Ver- 
pflichtungen zu schaffen. 

Es muß weitergehen  

Ulrich Klinkert, umweltpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: In einer ersten Folgekonfe- 
renz, die Bundeskanzler Helmut Kohl 
bereits in seiner Regierungserklärung 
vom 28. Mai 1992 angeregt hat, muß 
über weitergehende CCh-Reduzie- 
rungsverpflichtungen sowie über kon- 
krete Maßnahmen für die Umsetzung 
der Klimakonvention in den jeweili- 
gen Ländern mit entsprechender 
Erfolgskontrolle verhandelt werden. 

Umweltkonferenz in Rio markiert eine Wende 
„Die Ergebnisse der Konferenz von Rio sind aus entwicklungs- wie umwelt- 
politischer Sicht als Cäsur zu werten: Nichts kann nach Rio so sein wie 
vorher. Rio markiert — und darin liegt der Erfolg der Konferenz begrün- 
det _ eine grundlegende konzeptionelle Wende in den Nord-Süd-Bezie- 
hungen.4' 
Hans-Peter Repnik, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
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Wolfgang Schäuble: 

Unser vorrangiges Ziel ist die 
politische Einigung Europas 
Auch ich möchte gerne meinen Bericht 
tait einem Wort des Dankes an die 
Bundesregierung, an den Bundeskanz- 
ler, an Klaus Töpfer, an Hans-Peter 
Repnik beginnen für den ganz unge- 
wöhnlichen persönlichen und erfolgrei- 
chen Einsatz bei der Konferenz in Rio. 
Vielen Unkenrufen und Besorgnissen 
zum Trotz ist dieser Umweltgipfel 
nicht gescheitert. Natürlich sind die 
Probleme dieser einen Welt damit 
nicht gelöst, aber die gemeinsame 
Verpflichtung, sich verstärkt an die 
Lösung dieser Probleme zu machen, 
•st nach Rio eine andere geworden. 
Dazu hat die Bundesrepublik Deutsch- 
end, dazu hat die Bundesregierung, 
dazu hat die Union einen entscheiden- 
den Beitrag geleistet, und ich denke, 
daß wir hierfür wirklich Dank 
schulden. 

Der Parteivorsitzende hat von der vorran- 
gigen Notwendigkeit gesprochen, die 
Politische Einigung Europas in diesen 
Jahren entscheidend voranzubringen. 
Dies ist einer der Punkte, die die Arbeit 
der Fraktion in diesen Wochen und 
Monaten prägen. Wir sind dabei, die 
Ratifizierung des Maastricht-Vertrages 
vorzubereiten und sicherzustellen, daß 
dies termingerecht noch in diesem Jahr 
der Fall sein wird. Jedermann weiß, daß 
dazu Ergänzungen des Grundgesetzes 
notwendig sind. Die vorbereitenden 
Gespräche lassen uns hoffen, daß die 
notwendigen Mehrheiten im Bundestag 
und Bundesrat nicht nur für die Ergän- 
2ungen von Art. 28 und Art. 88 GG, für 
das Kommunalwahlrecht von EG-Ange- 

hörigen und für eine Europäische Zen- 
tralbank geschaffen werden, sondern 
daß wir auch über die Formulierung 
eines neu zu schaffenden Art. 23 eine 
Verpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland auf die politische Einigung 
Europas in das Grundgesetz aufnehmen 
können. 
In diesem Zusammenhang wollen wir 
zugleich die Verankerung des Föderalis- 
mus, der Gliederung in Bund und Län- 
der und die Wahrung eigenstaatlicher, 
eigenständiger Gestaltungsspielräume für 

Bericht des Fraktionsvor- 
sitzenden Wolfgang Schäuble 
über die Arbeit der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion am 
15. Juni 1992 in Bonn 

die Bundesländer sichern. Die Gespräche 
darüber kommen gut voran. Wir sind uns 
einig, daß mit dem Staatsziel der Ver- 
pflichtung auf die politische Union Euro- 
pas zugleich auch geregelt werden soll, 
daß in Zukunft die Übertragung weiterer 
Hoheitsrechte auf die politische Union 
Europas durch Bundesgesetze grundsätz- 
lich der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 

Die Zuständigkeiten der Bundes- 
länder dürfen nicht durch immer 
mehr Übertragung von Hoheits- 
rechten auf die Europäische Union, 
auf die Europäische Gemeinschaft 
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WOLFGANG SCHÄUBLE: Täuschen wir uns nicht — , die Frage der inneren 
Sicherheit wird zunehmend für die Menschen eine Frage der Glaubwürdigkeit, der 
Legitimität des demokratischen Freiheitsstaates, des demokratischen Rechts- 
staates. 

ausgehöhlt werden, nachdem schon 
der Bundesgesetzgeber in den 
zurückliegenden 40 Jahren seine 
konkurrierende Gesetzgebung so 
intensiv wahrgenommen hat, daß 
der Spielraum zur eigenständigen 
Regelung von Angelegenheiten der 
Länder eng geworden ist. 

Deswegen müssen die Mitwirkungs- 
rechte, die Mitentscheidungsrechte der 
Bundesländer auch bei der Wahrneh- 
mung von Zuständigkeiten innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft hinreichend 
gesichert werden. Aber auf der anderen 
Seite ist auch klar, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland auf dem Weg zur politi- 
schen Union Europas ein Bundesstaat 
bleiben und nicht ein Staatenbund wer- 
den wird. 
Wir haben uns in den Arbeiten der Ver- 
fassungskommission von Bundestag und 
Bundesrat in diesen schwierigen Fragen 

weit aneinander angenähert, so daß ich 
denke, daß wir die Voraussetzungen für 
die notwendigen verfassungsändernden 
Mehrheiten im Bundestag und Bundesrat 
erreichen werden und daß wir auch die 
Ratifizierung von Maastricht zwischen 
der Sommerpause und dem Jahresende 
fristgerecht und ohne schwerwiegende 
Auseinandersetzungen leisten werden. 
Für uns als Union ist es wichtig, daß wir 
die Fähigkeit, die politische Einheit 
Europas jetzt zu vollenden, verbinden m'1 

der Wahrung unserer grundsätzlichen 
Verpflichtung zum Föderalismus. Europa 
wird den Menschen Halt, Orientierung, 
Sicherheit gerade dann geben, wenn mit 
der größeren Einheit einer politischen 
Union zugleich eine Stärkung der regio- 
nalen Ebene verbunden wird. Beides 
gehört zusammen, damit die Menschen 
nicht in einem größeren Europa Halt, 
Verankerung, Heimat verlieren, was in 
einer Zeit so großer Veränderungen, so 

i 
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vieler Unsicherheiten nicht geschehen 
darf. 

Wir werden die schwierigen politischen 
Auseinandersetzungen um die europäi- 
sche Einigung, liebe Freunde, nach mei- 
ner Überzeugung erfolgreich nur beste- 
hen — und die Erfahrung mit der 
Abstimmung in Dänemark bestärkt mich 
darin —, wenn es uns gelingt, diese 
Debatte nicht nur auf dem Feld der Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu führen. 
Sondern wenn wir den Menschen wieder 
klarmachen, daß die vorrangigen 
Gesichtspunkte der Bewahrung von Frie- 
den und Freiheit und der Wahrnehmung 
Unserer Verantwortung gegenüber unse- 
rer einen Welt die Bündelung unserer 

Gemeinsame Position  
Kräfte in Europa erfordern. Wenn wir so 
yon den prioritären Verantwortlichkeiten 
"er die Debatte führen, ist mir nicht 
hange, daß wir sie auch gegen manche 
Verunsicherung in diesen Tagen und 
lochen offensiv und erfolgreich führen 
können. 
wir müssen innerhalb von Fraktion und 
Koalition, auch innerhalb der Bundesre- 
gierung zu einer gemeinsamen Position 
finden in der Frage des europäischen 
Jagdflugzeugs, wo es um den Übergang 
von der Entwicklungsphase zur Produk- 
Üonsphase geht. Wir haben verabredet, 
daß wir die notwendigen Absprachen, 
Einigungen, Entscheidungen in Fraktion, 
Koalition und Regierung bis Ende Juni 
Semeinsam treffen. Jedermann weiß, daß 
^ir auch in dieser Frage verschiedene 
9esichtspunkte — die der Haushaltspoli- 
lik, die der Bündnisfähigkeit, die der not- 
wendigen prioritären Verantwortlichkei- 
ten für die äußere Sicherheit — zu einer 
gemeinsamen Entscheidung führen müs- 
sen. Es wird keine einfache Entscheidung 
sein, aber ich denke, daß wir sie einver- 
nehmlich und gemeinsam treffen und 

gemeinsam dann auch tragen und durch- 
setzen werden. 

Wenn wir unsere Aufgaben im ver- 
einten Europa in einer Zeit so gro- 
ßer und großartiger Veränderungen 
wahrnehmen wollen, dann heißt dies 
natürlich, daß wir die wirtschaftli- 
che Leistungskraft der Bundesrepu- 
blik Deutschland insgesamt erhal- 
ten und die dynamischen Kräfte 
unserer wirtschaftlichen Entwick- 
lung nicht schwächen dürfen. 

Dies heißt, daß wir nach Vollendung der 
Einheit unseres Vaterlandes und in einer 
Zeit, in der sich neue soziale Fragen 
drängend stellen, uns in einer Gesell- 
schaft, in der die Bereitschaft zu Verände- 
rungen nicht eben gewachsen ist in 
40 Jahren Wohlstand, die Fähigkeit 
bewahren oder neu erwerben müssen, 
neue Prioritäten zu setzen. Dies bedeutet, 
daß wir uns auch die Fähigkeit bewahren 
müssen zum Umbau in einem System 
sozialer Sicherheit, das sich ja insgesamt, 
jedenfalls im internationalen Vergleich, 
durchaus sehen lassen kann. 
Es ist übrigens nicht so, liebe Freunde, 
daß wir diese Fähigkeit zum Umbau in 
zurückliegenden Jahren nicht unter 
Beweis gestellt hätten. In manchen aktu- 
ellen Diskussionen, auch in manchen 

Großartige Leistung 

Vereinigungen scheint mir dies gelegent- 
lich zu kurz zu kommen. Viele haben erst 
jetzt begriffen, welche großartige Lei- 
stung es war, daß Norbert Blüm in der 
letzten Legislaturperiode einen Konsens 
der politischen und sozialen Kräfte in 
unserem Land zur Rentenreform 
zustande gebracht hat. Wir haben durch 
unsere Rentenreform unseren Generatio- 
nenvertrag rechtzeitig zugerüstet auf die 
demographische Entwicklung mit einem 
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größeren Anteil älterer und einem gerin- 
ger werdenden Anteil jüngerer Mitbürger. 

Hätten wir durch die Rentenreform 
das Prinzip der nettolohnbezogenen 
Rentenanpassung nicht durchge- 
setzt, wären wir heute unfähig, mit 
dieser Entwicklung fertig zu wer- 
den. Dank dieser Rentenreform 
bleibt die Rente auch in Zukunft 
sicher. 

Ich will in diesem Zusammenhang daran 
erinnern, daß wir auch in der letzten 
Legislaturperiode einen ersten wichtigen 
Schritt zur Begrenzung des Kostenan- 
stiegs in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung durchgesetzt haben. Daß dies 
nicht alles war, sondern eine Etappe, 
haben wir schon damals gesagt. Daß das 
einige Jahre lang eine Explosion der 
Krankenversicherungsbeiträge vermieden 
hat, sollten wir heute noch einmal dank- 
bar anerkennen. Jetzt sind wir dabei, die 
zweite Etappe in der Gesundheitsreform 
durchzusetzen. 
Ich finde, es war eine großartige Leistung 
von Horst Seehofer und den Kollegen 
aus beiden Koalitionsfraktionen, ein 
Konzept für den zweiten Schritt der 
Gesundheitsreform vorzuschlagen, mit 
dem wir durch Elemente stärkerer Eigen- 
verantwortung und Selbstbeteiligung der 
Versicherten, aber auch durch erhebliche 
Elemente der Beteiligung aller Leistungs- 
anbieter, insbesondere im Krankenhaus- 
bereich, aber auch bei Ärzten, Zahnärz- 
ten, bei der Pharmaindustrie, zu Einspar- 
vorschlägen in einer Größenordnung von 
rund 11 Milliarden Mark kommen. 

Bei Verwirklichung dieses Pakets sollen 
kurzfristig wirksam Einsparungen von 
drei Milliarden von den Versicherten, 
acht Milliarden von den Leistungsanbie- 
tern erbracht werden. Ein Konzept, das 
im Grundsätzlichen die einmütige 
Zustimmung beider Koalitionsfraktionen 

gefunden hat und das ein erster Schritt 
zum Umbau im Gesundheitswesen sein 
soll und sein muß, weil zugleich auch 
mittel- und längerfristige Strukturrefor- 
men im Gesundheitswesen mit auf den 
Weg gebracht worden sind. 
Nur können wir angesichts der aktuellen 
Entwicklung nicht auf mittelfristige Zeit- 
räume setzen, wir müssen kurzfristig die 
notwendigen Einsparungen im Gesund- 
heitswesen durchsetzen, um einen 
Anstieg der Krankenkassenbeiträge zu 
vermeiden, der weder wirtschaftlich zu 
vertreten wäre noch im Hinblick auf die 
nettolohnbezogene Rentenreform von 
uns vertreten werden kann. 

Um zu angemessenen Rentensteige- 
rungen auch in den nächsten Jahren 
zu kommen, müssen wir den Anstieg 
der Kostenbelastungen, sei es bei 
der Bundesanstalt für Arbeit, sei es 
bei der Krankenversicherung, ver- 
meiden. Ich denke, daß wir damit 
auf einem guten Weg sind. 

Die Veränderungen im Altersaufbau 
unserer Gesellschaft haben uns dazu ver- 
anlaßt, die Einführung einer Versiche- 
rung für das Pflegefallrisiko in Angriff zu 

nehmen. Für uns ist dabei unstrittig, daß 
es sich um ein umlagefinanziertes System 
handeln muß, in das Elemente eines 
Kapitaldeckungs- oder Kapitalbildungs- 
verfahren eingebaut werden sollen. 
Wenn wir dieses Vorhaben jetzt beschlie- 
ßen wollen, so muß gleichzeitig verhin- 
dert werden, daß dadurch die Arbeitsko- 
sten in der Bundesrepublik Deutschland 
weiter ansteigen und die wirtschaftliche 
Dynamik dadurch belastet wird. Dies ist 
für uns eine entscheidende Bedingung. 
Wir haben uns in der Koalition entschlos- 
sen, die Pflegeversicherung jetzt auf den 
Weg zu bringen. 
Wir haben dazu verabredet, daß zum 
Fortgang der Beratungen nicht öffentlich 

J 
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Teilung genommen wird, und ich werde 
^ich daran halten. Ich bin aberzuver- 
S|chtlich, daß wir bis Ende Juni eine Eini- 
gung über das anzuwendende Modell 
und seine Finanzierung finden werden. 
'ch will einen weiteren Bereich von The- 
men nennen, die uns beschäftigen, auch 
^'es in aller Kürze. Wir müssen, Peter 
"intze hat es gesagt, der Parteivorsit- 
*ende hat davon gesprochen, die innere 
Einheit unseres Vaterlandes vollenden. 
Liebe Freunde, wen kann es wundern, 
^aß der real existierende Sozialismus, da 
^o er existiert hat, so katastrophale Fol- 
ien hinterlassen hat. Es wird heute so 
leicht von den „Kosten der Einheit" gere- 
gt — es geht gar nicht um die Kosten 
der Einheit, es geht um die Kosten des 
real existierenden Sozialismus in 40 Jah- 
ren, der uns wahrlich teuer geworden ist. 

Wen kann es wundern, daß wir im 
vereinten Deutschland angesichts 
der Notwendigkeit, diese Folgen 
nun in kurzer Zeit zu überwinden 
und nun von einem Tag auf den 
anderen die Einheit zu vollenden, in 
ungeheure Turbulenzen geworfen 
sind? Wen kann es wundern, wen 
kann es überraschen? 

ch denke, um einige der konkreten The- 
men zu nennen, mit denen wir arbeiten, 
^aß es nicht das Geringste ist, daß wir 
^Htisch, moralisch, in den Wertvorstel- 
Ungen zu einem gemeinsamen Umgang 
^»t unserer Vergangenheit finden wollen. 
^s ist eine gemeinsame Vergangenheit. 
^Uch die Vergangenheit in den ostdeut- 
schen Bundesländern ist nicht eine Sache 
er ostdeutschen Bundesländer allein, 
dlung war gemeinsames deutsches 
chicksal, und so ist die Vergangenheit 
"ne gemeinsame. Wir haben eine 

^nquete-Kommission im Bundestag zur 
Aufarbeitung dieser Vergangenheit einge- 
bt, und ich möchte einmal Dorothee 

Wilms, Rainer Eppelmann und all den 
Kolleginnen und Kollegen, die diese 
wichtige und schwierige und verantwor- 
tungsvolle Arbeit leisten, herzlich dan- 
ken. 
Liebe Freunde, wie schwer für die Union 
diese Arbeit ist, mag man ja an der Tatsa- 
che erkennen, daß wir in großen Teilen 
der öffentlichen und der veröffentlichten 
Meinung mit fairen Maßstäben nicht zu 
rechnen haben. Das müssen wir als 
Union wissen. Ich will zu den Themen, 
die Sie, liebe Freunde, mit den beiden 
Namen verbinden werden, hier weiter 
nichts sagen. Aber der eine Satz wird ja 
wohl noch gesagt werden dürfen: 

Wenn Herr Stolpe und Herr Lafon- 
taine Mitglieder unserer Partei 
wären, würden sie ihre derzeitigen 
Ämter nicht mehr ausüben. So ganz 
ist es in Deutschland offenbar noch 
nicht dasselbe, wenn zwei das glei- 
che tun. Damit müssen wir als 
Union rechnen, davon müssen wir 
ausgehen. 

Wie schwer das ist, Einheit zu vollenden, 
haben wir ja in den bitteren Diskussionen 
um die Frage des Sitzes von Parlament 
und Regierung vor fast einem Jahr erlebt. 
Es hat sich inzwischen manches an Lei- 
denschaften und an Bitterkeit doch ein 
Stück weit gelegt. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang die Arbeit der Föderalis- 
muskommission, die Bundestag und Bun- 
desrat gemeinsam eingesetzt haben und 
die gemeinsame Vorschläge mit Zweidrit- 
telmehrheiten erarbeitet hat — für die 
Bundestagsfraktion war der Kollege 
Hedrich federführend —, hier dankbar 
erwähnen. 
Natürlich sind auch bei den Vorschlägen 
der Föderalismuskommission nicht alle 
Wünsche der Bundesländer und der 
beteiligten Städte erfüllt worden. Wie 
sollte es auch, wenn Einheit geschaffen 
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werden muß. Aber ich denke, es ist ein 
gutes Beispiel, wie wir durch die Fähig- 
keit zur gegenseitigen Rücksichtnahme 
und zum wechselseitigen Nachgeben 
auch zu gemeinsamen Lösungen kommen 
können. 
Es ist übrigens auch ein Beispiel dafür, 
daß es überhaupt nicht richtig ist, wenn 
gelegentlich der Eindruck entsteht, als 
würden die politisch Verantwortlichen in 
Bund und Ländern in der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Jahre 1992 nicht 
mehr zu Entscheidungen fähig sein. Wir 
kommen Schritt um Schritt in vielen Fra- 
gen voran. Wir werden in den nächsten 

Schritt um Schritt 

Wochen und Monaten natürlich um die 
Fragen des wirtschaftlichen Aufbaus der 
neuen Bundesländer weiter miteinander 
zu ringen haben. 
Mir liegt daran, zunächst einmal darauf 
aufmerksam zu machen, daß eigentlich 
von keiner Seite eine wesentliche Erhö- 
hung der vom Bundeskanzler genannten 
Transferleistungen von West nach Ost in 
der Größenordnung von rund 150 Milli- 
arden Mark jährlich gefordert wird. 
Liebe Freunde, worüber gestritten wird, 
ist die Finanzierung dieser Transferlei- 
stungen, die ja auch in der Größenord- 
nung von 150 Milliarden Mark jährlich 
weder volkswirtschaftlich noch politisch 
wesentlich zu steigern sind. Den Sozial- 
demokraten fällt bei neuen Aufgaben 
immer nur ein, erstens eine Kommission 
einzusetzen, die ein Programm erarbeiten 
soll, und zweitens Steuererhöhungen zu 
fordern. Wir mußten inzwischen in der 
Größenordnung von 50 Milliarden Mark 
jährlich Steuern und Abgaben erhöhen, 
wenn man Mehrwertsteuer, Mineralöl- 
steuer, Tabakversicherungssteuer, Gesell- 
schaftssteuer und Arbeitslosenversiche- 
rungsbeitrag zusammenrechnet. 

Wir sind damit, und das ist die ein- 
mütige Auffassung der CDU/CSf' 
Bundestagsfraktion, an einer 
Grenze angelangt, die nicht belie- 
big weiter verschoben werden kann* 
wenn nicht die wirtschaftliche Knt- 
wicklung im vereinten Deutschland 
insgesamt nachhaltig gefährdet 
werden soll. 

Und dies dürfen wir nicht riskieren, wem1 

nicht die notwendigen Kräfte, um 
40 Jahre Sozialismus in den fünf neuen 
Bundesländern zu überwinden, gefährde1 

werden sollen. 
Deswegen ist der anstrengendere Weg 
der, über die beschlossenen und in Kraft 
gesetzten Erhöhungen von Steuern und 
Abgaben hinaus durch eine Begrenzung 
der Ausgabenzuwächse beim Bund, aber 
auch in Ländern und Kommunen, diese 
Aufgaben Finanziell zu meistern. Im Hin' 
blick auf den Bundeshaushalt stehen wir 
damit vor der Frage, ob wir auch in den 
Perspektiven der mittelfristigen Finanz- 
planung in der Lage sind, den Ausgaben- 
anstieg auf durchschnittlich 2,5 Prozent 
zu begrenzen, was noch schwierige Ent- 
scheidungen im einzelnen erfordern wird' 

Ehrgeiziges Ziel ^ 

Aber dies erscheint insgesamt möglich 
und realistisch, auch wenn es zweifellos 
ein ehrgeiziges Ziel ist. Wir müssen aller- 
dings auch noch auf der Ebene der Län- 
der und der Kommunen durchsetzen, da 

die Vereinbarung im Finanzplanungsrat' 
das Ausgabenwachstum auf drei Prozent 
durchschnittlich zu begrenzen, tatsäch- 
lich in den Ländern umgesetzt und durd1 

gesetzt wird. Daran hapert es im Augen- 
blick noch, denn derzeit haben wir zwar 
beim Bundeshaushalt eine Begrenzung 
des Ausgabenanstiegs auf unter drei Pr°' 
zent, aber in den westdeutschen Ländern 

J 



WOLFGANG SCHäUBLE UiD 20/1992 •  Seite 25 

'"egen wir eher bei sieben oder mehr Pro- 
2ent als darunter. 

Und Solidarität im vereinten 
Deutschland, liebe Freunde, kann 
sich nicht nur im Verhältnis des 
Bundes zu den ostdeutschen Län- 
dern bewähren, sie muß sich auch 
im Verhältnis der Länder unterein- 
ander bewähren. 

^enn wir über Integration im vereinten 
Deutschland reden, dann will ich doch 
e'n Wort zu einer Diskussion sagen, bei 
^er sich manche in den westlichen Bun- 
desländern offenbar noch immer nicht 
e'n zureichendes Maß an Vorstellungen 
fachen, welchen Belastungen unsere 
freunde in den neuen Bundesländern 
tagtäglich ausgesetzt sind. 
lch sage zu den Freunden in der Bundes- 
tagsfraktion häufig, keiner von uns aus 
^em Westen kann sich in seiner Wahl- 
^eisarbeit in Wahrheit so richtig vorstel- 
'en, was unsere Freunde und Kollegen 
aus den ostdeutschen Bundesländern Tag 
lür Tag, Woche für Woche, Wochenende 
'tir Wochenende auszuhalten haben, und 
deswegen haben sie auch in einer beson- 
deren Weise Anspruch auf unsere 
gemeinsame Solidarität und unser Ver- 
ständnis. 
'ch bin froh, daß der Zusammenhalt 
^nserer Freunde aus den ostdeutschen 
Bundesländern, die es untereinander und 
Miteinander in der Anfangsphase auch 
^cht immer einfach hatten in der Bun- 
^estagsfraktion, daß sich dieser Zusam- 
menhalt verbessert hat. 
ch bin froh, daß die Freunde in den Lan- 

^sgruppen sich auch bei gemeinsamen 
ablernen gemeinsam zusammensetzen, 

^ß der Bundeskanzler und Parteivorsit- 
*ende Helmut Kohl alle zwei Monate mit 
^"en Kollegen aus den ostdeutschen 
Bundesländern über viele Stunden die 
^meinsamen Probleme erörtert, daß sich 

unsere Freunde in der Fraktion, ich 
nenne Maria Michalk und Johannes 
Nitsch, unsere stellvertretenden Frak- 
tionsvorsitzenden, um die Integration, 
um gemeinsame Lösungen mit großer 
Leidenschaft und mit großer Intensität 
bemühen. 
Ich werbe dafür, daß auch der Zusam- 
menhalt und die Gemeinsamkeit der Ver- 
antwortung in der Union zwischen den 
Freunden, die im Bund, und den Freun- 
den, die in den Ländern und auf der kom- 
munalen Ebene in den neuen Bundeslän- 
dern Verantwortung tragen, noch stärker 
wird. 

Ich bin entschieden dafür, daß wir 
diese Verantwortung auch sichtbar 
machen und daß wir damit all den 
Spinnereien mit einer ostdeutschen 
Partei, die nur dazu beitragen 
würde, die Teilung in Deutschland, 
wo wir sie gerade überwunden 
haben, wieder neu einzuführen, daß 
wir diesen Spinnereien eine ent- 
schiedene Absage erteilen. 

Wenn wir über Integration im vereinten 
Deutschland reden, dann muß natürlich 
etwas gesagt werden zu der Bestimmung 
des Einigungsvertrags, die uns auferlegt, 
im vereinten Deutschland innerhalb von 
zwei Jahren bessere Vorkehrungen für 
den Schutz ungeborenen Lebens zu fin- 
den, als dies bislang in beiden Teilen 
Deutschlands der Fall ist. 
Denn, liebe Freunde, man muß bei der 
Diskussion um den Paragraphen 218, um 
den Schutz ungeborenen Lebens, bei aller 
Leidenschaftlichkeit und Grundsätzlich- 
keit sich gelegentlich daran erinnern, daß 
bei so ganz unterschiedlichen strafrechtli- 
chen Regelungen die Zahl der Abtreibun- 
gen pro Kopf der Bevölkerung damals in 
beiden Teilen Deutschlands ungefähr 
gleich hoch gewesen ist. Das zweite, 
woran ich erinnern möchte, ist: 
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Wenn man ungeborenes Leben 
schützen will, dann sollte in der 
Art, wie man die Diskussion mitein- 
ander, untereinander führt, der 
Respekt vor dem ungeborenen wie 
vor dem geborenen Leben immer 
sichtbar bleiben. 

Wenn wir ernst genommen werden wol- 
len in dem Anliegen, daß uns der Schutz 
von Leben das höchste aller Güter ist, 
dann muß dies auch in der Art, wie wir 
die Diskussion miteinander führen — im 
gegenseitigen Respekt bei allen unter- 
schiedlichen Positionen —, sichtbar wer- 
den. Wir müssen dies auch manchen 
außerhalb unserer eigenen Reihen gele- 
gentlich sagen, auch manchen in beiden 
Kirchen. Wir können als Volkspartei, als 
Christlich Demokratische wie als Christ- 
lich Soziale Union diese Diskussion und 
diese Arbeit nicht leisten, wenn wir uns 
nicht ehrlich Rechenschaft darüber 
geben, daß auch Christen, katholische 
und evangelische Christen, in unserem 
Lande in der Frage, wie das Strafrecht 
seinen Beitrag zum Schutz ungeborenen 
Lebens leisten kann, unterschiedlicher 
Meinung sind. 

Ich halte überhaupt nichts von einer Dis- 
kussion, daß ein Christ in dieser Frage 
nur zu einer und keiner anderen Auffas- 
sung kommen kann. Das ist nicht die 
Wirklichkeit in beiden christlichen Kir- 
chen. Und wer anderes behauptet, wird 
der Wirklichkeit der Christen in unserem 
Lande nicht gerecht. 

Und Christen sollten sich nach meinem 
Verständnis von christlichem Glauben 
nicht durch ein Übermaß an Selbstge- 
rechtigkeit auszeichnen. Und deswegen 
sollten sie immer auch anderen zubilli- 
gen, daß sie aus ihrem christlichen Glau- 
ben zu einer Auffassung kommen kön- 
nen, von der man selber dann wiederum 
glaubt, daß sie ganz falsch ist. 

In der Fraktion haben wir viele, viele 
Stunden über diese schwierigen Fragen 
mit ebenso großer Offenheit wie Intensi- 
tät miteinander gerungen. Und wir haben 
uns in diesen Debatten gemeinsam getra- 
gen und ertragen, was für alle Beteiligte 
nicht immer leicht gewesen ist. Wenn wir 
dazu weiter imstande bleiben, dann wer- 
den wir das Beste, was wir in der Wirk- 
lichkeit unseres Landes für den Schutz 
ungeborenen Lebens leisten können, 
auch leisten, aber nur dann. 
Dies heißt für mich nicht, daß wir nun 
sagen sollen, also muß in dieser Frage 
jeder entscheiden, wie er will, und Partei 
und Fraktion haben in dieser Frage über- 
haupt keine Aufgabe. Natürlich muß ma" 
sich auch in einer Frage, in der es mehr 
als in anderen Fragen Gewissensfreiheit 
des Abgeordneten geben muß — obwohl 
es grundsätzlich in allen Fragen Gewis- 
sensfreiheit und keinen Fraktionszwang 
gibt —, um Mehrheiten bemühen. Denn 
wenn man etwas gestalten will in der 
Politik, muß man sich immer, bei aller 
Gewissensfreiheit jedes einzelnen, um 
Mehrheiten und damit um Konsens, auch 
um Kompromisse bemühen. Daß dazu 
der eine oder andere aus seiner Überzeu- 
gung heraus nicht fähig sein kann, muß 
man respektieren. Aber diejenigen, die 
dazu nicht fähig sind, müssen bei ande- 
ren respektieren, daß sie sich dennoch 
um Kompromisse mühen wollen, damit 
für den Schutz ungeborenen Lebens 
etwas gestaltet werden kann. 

Ich werbe noch immer mit aller Lei' 
denschaft und mit aller Eindring- 
lichkeit darum, daß wir uns um ein* 
Mehrheit im Deutschen Bundestag 
und danach auch im Bundesrat 
bemühen, die den strafrechtlichen 
Teil des Schutzes ungeborenen 
Lebens nicht ausschließlich Fristen 
überläßt, sondern die klarmacht, 
daß auch ungeborenes Leben nicht 
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der freien Verfügung unterliegt, 
auch wenn ich auf der anderen Seite 
weiß und dafür bin, daß der Raum 
für gerichtliche Überprüfung von 
Entscheidungen, die Mutter und 
Vater, Eltern und Arzt je für sich 
und miteinander zu treffen haben, 
Entscheidungen, die ungewöhnlich 
schwierig sind, daß der Raum dafür 
— wenn überhaupt — ungewöhnlich 
begrenzt bleiben müßte. 

Ich sehe noch immer eine Chance, daß 
wir dafür nicht nur die große Mehrheit 
der Union, beider Unionsparteien und 
der Fraktion gewinnen und uns darauf 
einigen können. Ich sehe noch immer 
eine Chance dafür, daß wir dafür auch 
eine Mehrheit im Deutschen Bundestag 
und im Bundesrat erringen könnten, und 
ich werbe dafür bis zur letzten Entschei- 
dung, daß jeder sich seiner Verantwor- 
tung bewußt bleibt. 
Ob es dazu am Ende kommen wird, kann 
heute niemand sagen, und alle, die sich 
an der Diskussion beteiligen, mittelbar 
und unmittelbar, sollten immer daran 
denken, daß sie die Chance, eine Mehr- 
heit gegen eine Fristenlösung im Bundes- 
tag zu bekommen, nicht erschweren soll- 
ten. Weil ich sie umgekehrt sonst gerne 
fragen möchte, ob sie im Sinne der Ver- 
antwortungsethik ihrer Verantwortung 
für den Schutz ungeborenen Lebens wirk- 
lich gerecht werden. 
Es ist eine Frage, die uns schwer belastet, 
das wußten wir vorher. Wir sind durch 
die deutsche Einheit verpflichtet, diese 
Debatte zu führen und wir sind als 
Union, jeder von uns ist verpflichtet, sie 
auszuhalten. Wir sind in der Fraktion 
dabei gut vorangekommen. Aber liebe 
Freunde, ich sage noch einmal: Weder 
die Union noch die gemeinsame Fraktion 
von CDU und CSU kann in dieser Frage 
etwas leisten, wozu es in unserer plurali- 

stischen Gesellschaft und auch in der 
Vielfalt der konkreten Ausformungen der 
gemeinsamen Glaubensüberzeugungen 
von Christen beider Konfessionen in 
unserem Lande einen Konsens nicht in 
dem Maße gibt, wie ihn manche von der 
Union einfordern, die ihn in ihren eige- 
nen Reihen aber auch nicht herstellen 
können. 
Mehr, als die Wirklichkeit in den beiden 
Konfessionen ist, kann auch die Union 
von Christen, katholischen und evangeli- 
schen Christen, im politischen Bereich 
nicht leisten. Und dazu sollten wir uns 
dann offen und ehrlich, aber in der 
Bereitschaft zur gegenseitigen Toleranz 
auch bekennen. 
Ich will einen letzten Punkt von Themen 
nennen, mit denen die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion in diesen Monaten und 
Wochen und Tagen beschäftigt ist. Ich 
denke, daß in einer Zeit so schneller, gro- 
ßer Veränderungen, in einer Zeit, in der 
äußere Gefährdungen scheinbar abneh- 
men, der innere Zusammenhalt einer frei- 
heitlichen und pluralistischen Lebensord- 
nung nicht unbedingt wächst. 
Um so wichtiger ist es, sich klarzuma- 
chen, daß die innere Stabilität einer Frei- 
heitsordung nicht selbstverständlich ist, 

Innere Stabilität 

sondern daß sie immer wieder neu 
bewahrt werden muß. Peter Hintze hat 
von der inneren Sicherheit gesprochen 
und von der wachsenden Enttäuschung 
einer zunehmenden Zahl unserer Mitbür- 
ger, daß ihr Staat, der sie ja genügend 
Steuern kostet und der sie mit genügend 
Bürokratie belästigt, immer weniger in 
der Lage zu sein scheint, die elementaren 
Sicherheitsbedürfnisse seiner Bürgerin- 
nen und Bürger zu gewährleisten. 

Täuschen wir uns nicht: Die Frage 
der inneren Sicherheit wird zuneh- 
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mend für die Menschen eine Frage 
der Glaubwürdigkeit, der Legitimi- 
tät des demokratischen Freiheits- 
staates, des demokratischen Rechts- 
staats. 

Wir haben vor noch nicht einmal vier- 
zehn Tagen im Deutschen Bundestag 
einen wichtigen Schritt zustande 
gebracht, über den jahrelang, nicht nur in 
der Koalition, leidenschaftlich gerungen 
wurde. Es ist fast unbemerkt geblieben, 
daß das Gesetz zur Bekämpfung organi- 
sierter Kriminalität vom Deutschen Bun- 
destag mit einer großen Mehrheit verab- 
schiedet worden ist. Ich möchte es hier 
ausdrücklich erwähnen. Die Probleme 
der inneren Sicherheit in unserem Lande 
haben zu einem großen Teil mit organi- 
sierter Kriminalität zu tun. 
Kraftfahrzeugdiebstähle, Kraftfahrtzeug- 
aufbrüche, Wohnungseinbrüche und die 
ganze Beschaffungskriminalität der Dro- 
genabhängigen sind alles Ausflüsse orga- 
nisierter Kriminalität. Deswegen ist das 

Innere Sicherheit 

Gesetz zur Bekämpfung organisierter Kri- 
minalität ein erster wichtiger Schritt. Die- 
ser Schritt wird allerdings nicht ausrei- 
chen. Es werden weitere Schritte notwen- 
dig werden, z. B. beim Einsatz techni- 
scher Mittel, worüber nun inzwischen 
auch die Sozialdemokraten anfangen 
nachzudenken. Es werden auch hierzu 
Ergänzungen unseres Grundgesetzes not- 
wendig sein. 
Aber ich will gar keinen Zweifel daran 
lassen, daß wir am Ende unseren Mitbür- 
gern klar sagen müssen: Wenn wir mehr 
innere Sicherheit gewährleisten wollen, 
dann erfordert dies gerade auch im 
modernen Freiheitsstaat eine größere 
Akzeptanz der Bürger, was Kontrollen 
und Eingriffe durch Polizeibehörden 
angeht. Dann darf man nicht bereits 

anfangen zu schimpfen, wenn man nur 
einmal den Ausweis zeigen muß bei einer 
Verkehrskontrolle. 
Es geht dann übrigens auch um die Art, 
wie Polizisten in deutschen Gerichtssälen 
als Zeugen in Strafprozessen behandelt 
werden. Wo keiner überhaupt nur daran 
denkt, was dies auf Dauer für die Motiva- 
tion von Polizisten oder überhaupt für 
die Chancen, noch junge Menschen als 
Polizeibeamte zu gewinnen, bedeutet. 
Wenn wir nicht klarer sagen, daß auch 
der moderne Freiheitsstaat eine leistungs- 
und notfalls auch eingriffsfähige Polizei 
erfordert, um Recht und Sicherheit für 
die Bürger zu gewähren, dann würde von 
dieser Seite her die Gefahr einer inneren 
Erosion unserer Freiheitsordnung kom- 
men. 

Wir werden es unseren Bürgern kla- 
rer sagen müssen, daß wir auch in 
der Gesetzgebung die notwendigen 
Konsequenzen, vielleicht auch in 
der Feinabstimmung, etwa zwischen 
innerer Sicherheit und Datenschutz, 
in den nächsten Jahren neu zu 
bedenken und neu zu entscheiden 
haben. 

Dasselbe, liebe Freunde, gilt für den gro- 
ßen Bereich des Miteinanders von deut- 
schen und ausländischen Mitbürgern in 
dieser offenen Bundesrepublik Deutsch- 
land. Wir sind ja nicht ein ausländer- 
feindliches Land. 
Die Deutschen sind in ihrer ganz über- 
wiegenden Mehrheit ausländerfreund- 
lich, und das Miteinander von Millionen 
ausländischer Mitbürger mit Deutschen 
ist seit Jahrzehnten friedlich und freund- 
lich, und es soll und es muß auch in der 
Zukunft so bleiben. 
Aber das heißt auch, daß wir die Men- 
schen nicht überfordern dürfen. Wenn 
die Menschen das Gefühl zunehmend 
gewinnen, daß wir in einer Zeit, in der 
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Grenzen nicht mehr schützen, weil sie 
nicht mehr trennen und nicht mehr teilen, 
daß wir nicht mehr fähig seien, die 
Zuwanderung in irgendeiner Weise zu 
kontrollieren, dann wachsen aus solcher 
Verunsicherung Ängste, und es wächst 
eben nicht die Bereitschaft zu Toleranz 
und zu friedlichem Miteinander. 
Wir haben das Gesetz zur Beschleuni- 
gung der Asylverfahren, Herr Bundes- 
kanzler, unter Ihrem Vorsitz am 10. Okto- 
ber 1991 im Bundeskanzleramt verabre- 
det. Die Beschleunigungsnovelle ist viel 

Spielraum ausgeschöpft  

gescholten worden, der Deutsche Bun- 
destag hat sie inzwischen verabschiedet. 
Wir haben jetzt alles, aber auch alles, den 
letzten Millimeter an Gestaltungsspiel- 
raum, der uns bei der gegebenen Verfas- 
sungslage bleibt, ausgeschöpft. Vielleicht 
haben wir sogar ein paar Millimeter 
schon ausgeschöpft, die nach der gegebe- 
nen Verfassungslage nicht unproblema- 
tisch sind. 
Wenn wir jetzt weitere Schritte zur euro- 
päischen Zusammenarbeit in der Asyl-, 
Zuwanderungs- und Ausländerpolitik mit 
der Ratifizierung von Schengen und 
Dublin bis hin zu einer gemeinsamen 
Ausländerpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft nach der Öffnung der 
Grenzen ab dem 1. Januar 1993 gehen 
wollen, dann werden wir keinen Millime- 
ter mehr vorankommen, ohne zuvor — 
und zwar jetzt — unser Grundgesetz zu 
ergänzen. 
Die CDU/CSU-Fraktion hat ihren 
Antrag auf Ergänzung des Grundgesetzes 
einstimmig in den ersten Monaten dieses 
Jahres beschlossen und im Bundestag 
eingebracht. Wir wissen, daß wir ohne 
die Sozialdemokraten zu Grundgesetzän- 
derungen nicht in der Lage sind. Wir kön- 
nen inzwischen zuversichtlich sagen, daß 

wir uns in der Koalition in den grundle- 
genden Fragen der Asyl- und Zuwande- 
rungspolitik mehr und mehr einig sind. 
Es ist nicht mehr ein Problem der Koali- 
tion, das war es lange auch, wer wollte es 
verschweigen. Die Sozialdemokraten 
können sich aber jetzt nicht mehr hinter 
irgendjemand verstecken. Sie sind und 
sie werden gefordert. 
Ich bin übrigens nicht der Meinung, daß 
wir den Sozialdemokraten erlauben dür- 
fen, daß Thema über die Sommerpause 
hinwegzuschieben, wie dies jetzt die Posi- 
tion der SPD ist. Die Sozialdemokraten 
haben gesagt, sie wollen jetzt mal intern 
beraten, was man alles machen kann, und 
dann vielleicht im September Gespräche 
mit uns aufnehmen. 

Liebe Freunde, nachdem wir jetzt im 
Bundestag gemeinsam verabschiedet 
haben, was am 10. Oktober letzten Jahres 
gemeinsam verabredet wurde, müssen 
jetzt auch die Sozialdemokraten endlich 
die Bereitschaft erklären, mit uns gemein- 
sam über die Notwendigkeit einer Grund- 

SPD muß sich stellen 

gesetzergänzung nicht nur abstrakt, son- 
dern konkret zu reden. Und wir werden 
sie auch in diesen Wochen noch im Deut- 
schen Bundestag in dieser Frage zu stel- 
len haben. 
Jeder Monat, in dem die Verantwortli- 
chen in Bund und Ländern in dieser 
Frage den Bürgern Handlungsunfähigkeit 
demonstrieren, schadet der inneren Stabi- 
lität unserer Bundesrepublik Deutsch- 
land und schadet dem friedlichen Zusam- 
menleben von deutschen und ausländi- 
schen Mitbürgern. 
Und dieser Verantwortung können sich 
die Sozialdemokraten nicht mehr entzie- 
hen. Wir werden sie stellen, wir haben sie 
in der Vergangenheit gestellt, und wir 
werden sie weiter stellen. • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 
Die Botschaft aus Dublin heißt: 
Europa ist wieder klar auf Kurs 

Zum Ergebnis der Volksabstim- 
mung über die Europäische Union 
in Irland erklärte Generalsekretär 
Peter Hintze: 
Das proeuropäische Votum der Iren 
begrüße ich ausdrücklich. Mit dem 
Ergebnis haben die Iren allen Unken- 
rufen getrotzt. Die Botschaft aus 
Dublin heißt: Europa ist wieder klar 
auf Kurs. Die Entscheidung der CDU- 
geführten Bundesregierung und ihrer 
Partnerregierungen in der EG, weiter 
auf den europäischen Unionsvertrag 
von Maastricht zu setzen, ist klar 
bestätigt worden. 

Auch in Deutschland halte ich eine 
breite öffentliche Diskussion für not- 
wendig, damit noch stärker sichtbar 
wird, daß die Beschlüsse von Maas- 
tricht ein mehr an Sicherheit für die 
Menschen bieten. 

Aufgaben gemeinsam lösen 
Dies gilt sowohl im ökonomischen 
und ökologischen Bereich sowie für 
die innere und äußere Sicherheit. Die 
Aufgaben in Europa und in der Welt 
werden wir nur gemeinsam lösen, 
wenn wir Europäer uns auch als Ver- 
antwortungsgemeinschaft verstehen. 

Der europäische Zug 
bewegt sich wieder 
Nur zwei Wochen nach der dänischen 
Ablehnung des Maastrichter Vertrages 
haben Irland und Frankreich ein- 
drucksvolle Zeichen gesetzt für eine 
gemeinsame Zukunft im gesamteuro- 
päischen Prozeß. 

Peter Kittelmann, europapolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist 
erfreut über die Zustimmung der irischen 
Bevölkerung zur Europäischen Union. 
Der Ausgang des Referendums wird 
sicherlich die in den vergangenen 
Wochen ins Stocken geratene europäi- 
sche Bewegung positiv und richtungswei- 
send beeinflussen. 

Ein großer Schritt auf dem Weg zur Euro- 
päischen Union ist auch der Beschluß der 
französischen Nationalversammlung, 
Änderungen im Vertragswerk zu billigen 
und so den Weg frei zu machen für die 
Ratifizierung des Maastrichter Vertrags. 

Allen Unkenrufen zum Trotz   ^ 

Allen anti-europäischen Unkenrufen zum 
Trotz hat sich der europäische Zug wie- 
der mit Volldampf in Bewegung gesetzt. 
Es muß nun gelten, auf dem positiven 
Ausgang der irischen Volksabstimmung 
aufzubauen. Vor allem aber muß dem 
Ziel der Europäischen Union ein transpa- 
rentes Gesicht verliehen werden, damit 
vor allem in Deutschland uneinge- 
schränkte Klarheit herrscht, daß der Weg 
zur Europäischen Union ein Weg der 
Vernunft und der Zukunft ist. ^ 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Klares Ja zum Vertrag von Maastricht 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
erklärte zum Referendum über 
den Vertrag von Maastricht in der 
Republik Irland am 18. Juni 
1992: 

• Ich begrüße nachdrücklich, daß 
die irische Bevölkerung in der Volks- 
abstimmung am 18. Juni 1992 dem 
Vertrag von Maastricht offensicht- 
lich mit klarer Mehrheit zugestimmt 
hat. 

• Nach dem sehr knappen — negati- 

ven — Ausgang der Volksabstim- 
mung in Dänemark war es in der Tat 
wichtig, daß sich Irland nicht von 
diesem Votum hat beeinflussen las- 
sen und sich klar zum Vertrag von 
Maastricht bekannt hat. 
• Das Ergebnis der Volksabstim- 
mung in Irland ist ein wichtiger 
Schritt auf dem Wege, den Vertrag 
von Maastricht in Übereinstimmung 
mit dem vorgesehenen Zeitplan und 
ohne inhaltliche Abstriche oder Ver- 
änderungen zu ratifizieren. 

Kommission zügig zur eigentlichen 
Regierung der EG weiterentwickeln 
Anläßlich des EG-Gipfels in Lissabon 
am 26. und 27. Juni 1992 hat der Bun- 
desfachausschuß Europapolitik der 
CDU unter dem Vorsitz von Bernhard 
Salzer auf seiner letzten Sitzung fol- 
genden Beschluß gefaßt: 

bereits derzeit sind sieben Beitrittsgesu- 
che an die EG gerichtet, weitere sind in 
absehbarer Zeit zu erwarten. Die Erweite- 
rung der EG wirft institutionelle Fragen 
auf, die zügig vor dem Abschluß der Bei- 
trittsverhandlungen behandelt werden 
Müssen. Daher ist umgehend eine Kom- 
mission der persönlichen Beauftragten 
^er Regierungschefs unter Vorsitz von 
Kommissionspräsident Jacques Delors 
anzusetzen zur Erarbeitung von Konzep- 
len für folgende Themen: 
• Abgrenzung der Zuständigkeiten zwi- 
Schen Kommission und Rat einerseits 
sowie Parlament und Rat andererseits 

• Größenordnung und Struktur der 
Kommission 

• Mehrheiten im Rat 

• Weiterentwicklung der Rechte des 
Europäischen Parlaments zur endgültigen 
Beseitigung des Demokratie-Defizites in 
der EG 

• Schrittweise Überführung der Außen-, 
Sicherheits-, Innen- und Justizpolitik von 
intergouvernementalen Vereinbarungen 
zu Aufgaben der Europäischen Gemein- 
schaft. 

Davon unabhängig ist der Bundesfach- 
ausschuß Europapolitik der Ansicht, daß 
die Kommission schrittweise, aber zügig 
zur eigentlichen Regierung der Europäi- 
schen Gemeinschaft weiterentwickelt 
werden muß. Dabei darf die Zahl der 
Kommissare nicht automatisch durch 
jedes neue Beitrittsland steigen. • 
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Umfassendes Sozialpaket zur 
Paragraph-218-Reform beschlossen 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat auf ihrer Fraktionssitzung am 
16. Juni den gesamten sozial- und 
familienpolitischen Maßnahmenkata- 
log aus ihrem Gesetzentwurf zum 
Schutz des ungeborenen Lebens mit 
einer Gegenstimme beschlossen. 

Sie hält damit auch in Zeiten angespann- 
ter Haushaltslagen an ihrem Ziel fest, 
einen wirksameren Schutz des ungebore- 
nen Lebens in erster Linie durch Schaf- 
fung verbesserter Rahmenbedingungen 
für eine kinder- und familienfreundliche 
Umwelt zu erreichen. 
Irmgard Karwatzki, stellvertretende Bun- 
desvorsitzende der Frauen-Union: Dies 
entspricht dem Auftrag des Einigungsver- 
trags, eine dem Schutz vorgeburtlichen 
Lebens besser gewährleistende Regelung 
vor allem durch rechtlich gesicherte 
Ansprüche für Frauen, insbesondere auf 
Beratung und soziale Hilfen, zu treffen. 
Im Mittelpunkt der beschlossenen Maß- 
nahmen steht die Schaffung eines Rechts- 
anspruchs auf einen Kindergartenplatz 
für alle Kinder ab drei Jahren bis zum 
Schuleintritt. Die Gemeinden werden 
darüber hinaus verpflichtet, für ein 
bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungs- 
plätzen für Kinder aller Altersgruppen zu 
sorgen, deren Betreuung durch die Fami- 
lie nicht gewährleistet ist. Dies ist ein 
ganz wichtiger Schritt bei dem Bemühen, 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu verbessern. 
Die Frage einer gesicherten Kinderbe- 
treuung ist insbesondere für Alleinerzie- 
hende und viele auf Erwerbstätigkeit 
angewiesene Frauen in den neuen Bun- 
desländern zentraler und unverzichtbarer 
Bestandteil des Lebensalltags. Der 

Rechtsanspruch auf einen Kindergarten- 
platz ist bis Ende 1998 zu verwirklichen. 
Die zeitliche Streckung um zwei Jahre 
gegenüber der ursprünglichen Zielset- 
zung stellt sicher, daß sich Länder und 
Gemeinden rechtzeitig darauf einstellen 
und die entsprechenden Prioritäten set- 
zen können. 
Eine wichtige finanzielle Hilfe für 
schwangere Frauen und ihre Familien 
stellt die Einführung eines einkommens- 
abhängigen Familiengeldes von 1.000 
Mark dar. Die Leistung kann zur Hälfte 
vor und zur anderen Hälfte nach der 
Geburt ausgezahlt werden. Damit steht 

Mit diesem Maßnahmenpa- 
ket soll schwangeren Frauen 
auch in schwierigen persön- 
lichen Situationen eine Per- 
spektive für ein Leben mit 
dem Kind gegeben werden. 

den Müttern eine konkrete Hilfe für die 
unmittelbar mit Schwangerschaft und 
Geburt anfallenden Ausgaben zur Verfü- 
gung. Der Bund wird hierfür 680 Millio- 
nen Mark zur Verfügung stellen. 
Mit zusätzlichen 40 Millionen Mark wird 
die Bundesstiftung „Mutter und Kind •— 
Schutz des ungeborenen Lebens" auf die 
neuen Bundesländer ausgeweitet. Die 
Bundesstiftung hilft seit Jahren sehr 
erfolgreich schwangeren Frauen in Not 
mit unbürokratischen und einzelfallbezo- 
genen Individualhilfen. Mit Einführung 
des als Rechtsanspruch ausgestalteten 
Familiengeldes wird die Stiftung erheb- 
lich entlastet, so daß sie noch gezielter 
auf konkrete Notsituationen eingehen 
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kann, in denen pauschalierte gesetzliche 
Maßnahmen nicht greifen. 
Außerdem wird die Bundesstiftung über 
finanzielle Leistungen hinaus künftig 
auch lebenspraktische Hilfe wie Unter- 
stützung bei der Wohnungssuche, bei der 
Geltendmachung von Unterhalts- und 
Rechtsansprüchen oder bei der Überwin- 
dung arbeitsmarktbedingter Schwierigkei- 
ten anbieten können. 
Familiengeld und Bundesstiftung „Mut- 
ter und Kind — Schutz des ungeborenen 
Lebens" sind Maßnahmen, die nur mit 
der CDU/CSU verwirklicht werden kön- 
nen und nicht in den Gesetzentwürfen 
der anderen Parteien und Gruppierungen 
"- auch nicht in vergleichbarer Form — 
enthalten sind. Diese den Bund finanziell 
belastenden Maßnahmen sind Bestand- 
teil eines umfangreichen Sozialpakets zur 
Verbesserung der Situation von Schwan- 
geren und Familien mit Kindern. 
Es umfaßt unter anderem die Schaffung 
eines flächendeckenden Netzes von Bera- 
tungsstellen in pluraler Trägerschaft, Ver- 
besserungen für Schwangere in Konflikt- 
Und Notlagen und für Alleinerziehende 
bei der Sozialhilfe, Verdoppelung von 
Kinderbetreuungskosten bei Umschu- 
lungsmaßnahmen nach dem Arbeitsför- 

derungsgesetz und die Einräumung eines 
besonderen Vorrangs für schwangere 
Frauen im Bereich des sozialen Woh- 
nungsbaus. 
Alle diese Maßnahmen sind in Ergän- 
zung zu den bereits auf den Weg gebrach- 
ten Maßnahmen wie insbesondere der 
Verlängerung von Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub und den Leistungsver- 
besserungen beim Unterhaltsvorschuß 
sowie vor dem Hintergrund der erfolgrei- 
chen Familienpolitik dieser Bundesregie- 
rung mit ihrem kontinuierlichen Ausbau 
des Familienlastenausgleichs zu sehen. In 
den letzten beiden Jahren hat der Bund 
Leistungen in Höhe von rund zehn Milli- 
arden Mark für Familien mit Kindern 
beschlossen. 

Das Maßnahmenpaket der CDU/CSU 
stellt in dieser Form einen wirkungsvol- 
len und glaubwürdigen Beitrag dar, 
schwangeren Frauen auch in schwierigen 
persönlichen Situationen eine Perspek- 
tive für ein Leben mit dem Kind zu 
geben. Dies ist eine ganz entscheidende 
Voraussetzung für einen wirksamen 
Schutz des ungeborenen Lebens, bei dem 
das Strafrecht als ergänzender, wenn 
auch unerläßlicher Bestandteil in den 
Hintergrund tritt. • 

1 Zur Arbeit im Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Aktivitäten in der zweiten 
Jahreshälfte: 
Fachtagungen 
Eichholzer Foren 
Kultur und Politik 
Projekte und Programme 
Systematische politische Bildung 
Trainings zur politischen Kommuni- 
kation 
Tagungen für ältere Mitbürgerinnen 
und Mitbürger 

Workshops für junge Zeitungsmacher 
Tagungen für Schülerinnen und Schü- 
ler der gymnasialen Oberstufe 

Das Halbjahresprogramm 2/92 wird 
auf Anforderung zugeschickt. 

Anfragen nimmt entgegen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
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Asyl: SPD muß jetzt über eine 
Grundgesetzänderung verhandeln 
Für die Koalitionsfraktionen CDU/ 
CSU und FDP erklärten die Vorsit- 
zenden Wolfgang Schäuble und Her- 
mann Otto Solms sowie der CSU-Lan- 
desgruppenvorsitzende Wolfgang 
Bötsch: 

Der Zustrom von Asylbewerbern in die 
Bundesrepublik Deutschland hat in den 
ersten 5 Monaten dieses Jahres deutlich 
zugenommen. Sollte der Trend anhalten, 
muß 1992 mit einem erneuten Höchst- 
stand von mehr als 360.000 Asylbewer- 
bern gerechnet werden. 
Mit der Verabschiedung des Asylverfah- 
ren-Beschleunigungsgesetzes sind die 
Möglichkeiten, das Verfahren durch 
administrative Maßnahmen zu steuern, 
weitgehend erschöpft. 
Das Individualrecht der politisch Ver- 
folgten auf Schutz und Aufnahme in der 
Bundesrepublik Deutschland muß 
gewahrt bleiben. 
Von der Zuwanderung aus den Staaten 
Ost- und Südost-Europas sowie aus den 
Ländern der Dritten Welt ist die Bundes- 

republik Deutschland sowohl durch ihre 
geographische wie durch Verfassungslage 

in besonderer Weise betroffen. Es bedan 
einer europäischen Lösung durch 
• bereits vereinbarte Zuständigkeits- und 
Verfahrensregelungen zur Prüfung von 
Asylbegehren nach dem Schengener 
Zusatz-Übereinkommen, 
• eine Vereinheitlichung des materiellen 
Asylrechts im europäischen Rahmen, 
• den Abschluß von Abkommen mit den 
nicht zur Europäischen Gemeinschaft 
gehörenden Nachbarstaaten. 
Ohne eine Änderung des Grundgesetzes 
sind Fortschritte auf dem Weg zur euro- 
päischen Lösung politisch nicht durch- 
setzbar. Das wissen auch die Sozialdemo' 
kraten. 
Wir fordern deswegen die Sozialdemo- 
kraten auf, jetzt einzutreten in Verhand- 
lungen über weitere Schritte zur Steue- 
rung der gesamten Zuwanderung und 
eine Änderung des Grundgesetzes, die 
den Weg freimacht für eine europäische 
Lösung. ' 

Aus der Arbeit im Bildungszentrum Schloß Eichholz 
• Politisches Seminar (Grundstufe): 

5. 7. bis 8. 7. 1992 (VA-Nr. 202) 
27. 9. bis 30. 9. 1992 (VA-Nr. 248) 
25. 10. bis 28. 10. 1992 (VA-Nr. 271) 
• Wirtschaftspolitisches Seminar 
(Einführungsseminar): 
17.   8. bis 22.   8. 1992 (VA-Nr. 212) 
20.   9. bis 25.   9. 1992 (VA-Nr. 240) 

1. 11. bis   5.11. 1992 (VA-Nr. 276) 
• Kommunalpolitisches Seminar 
(Grundstudien): 

12. 7. bis 17. 7. 1992 (VA-Nr. 209) 
6. 9. bis 1. 9. 1992 (VA-Nr. 228) 
4. 10. bis 9. 10. 1992 (VA-Nr. 254) 
6. 12. bis 11. 12. 1992 (VA-Nr. 313) 

Informationen/Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Unser Foto zeigt ein Werbeband, das wir versuchsweise als Dekoration beim Bundesausschuß 
im Saal des Bonner Konrad-Adenauer-Hauses verwendet haben. Es handelt sich um ein 1 m 
breites sehr solides Plastikband, das sowohl außen als auch innen zu gebrauchen ist und mit 
dazugehörigen Befestigungsösen leicht zu installieren ist. 
Wenn Sie an einem solchen Band Interesse haben, rufen Sie uns bitte an, damit wir ermitteln 
können, ob sich eine Produktion in größeren Mengen lohnt. Telefon (0228) 544384. 
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